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IG > Genossenschaft - Gründung, Statuten & Reglement
GRÜNDUNG GENOSSENSCHAFT WOHNEN IN ...
Sympathisanten & Sympathisantinnen werden zu Mitgliedern der Genossenschaft
Zu Handen der Gründungsversammlung
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Wohnbaugenossenschaft Wagnis aus D-München

An die
Gründungsversammlung
& die künftigen Mitglieder

Genossenschaft WOHNEN IN XXX
XXX, im Januar 2012
Referenz V 1.0 – 01_OHB-Statuten-Reglement-Gründung_GENOSSENSCHAFT XXX_V0.1 
Vorschlag Statuten, Reglement & Gründungsunterlagen für die handlungsfähige juristische Person oder von der IG zur Genossenschaft mit Eintrag im Handelsregister

Sehr geehrte Sympathisantin, sehr geehrter Sympathisant

Sie haben unsere Idee, das Grundstück in MUSTER als Wohn-, Arbeits- und Kulturort mit Kunst und Gastronomie zu erhalten, unterstützt. Und nur durch diesen grossen ideellen und finanziellen Support ist möglich, was nun abgemacht werden kann:

· Die Landeigentümerin ist bereit, der Genossenschaft das Grundstück zum Preis von X Mio. CHF zu verkaufen.

· Die Bank XY / Pensionskasse aus XXX, hat die dafür nötigen hypothekarischen Darlehen in der Höhe von X Mio. CHF gesprochen.

· Der Lotteriefonds des Kantons MUSTER hat einen Betriebskredit in der Höhe von X Mio. CHF genehmigt, was der Genossenschaft in der Anfangsphase eine finanzielle Unabhängigkeit sichert.

· Die Stiftung für das Alter und alle uns nahestehenden Personen haben Absichtserklärungen für Anteilscheine zu 2'000 CHF im Gesamtwert von XXX CHF zugesichert, die Stiftung gewährt zudem ein Darlehen in der Höhe von XXX CHF.

So haben wir eine risikofreie, sichere Finanzierung für das Projekt Wohnen im Alter gefunden und es sind genügend flüssige Mittel zugesichert, um die Gründung der Genossenschaft und das Bauvorhaben an die Hand nehmen zu können.

Die Initiative „der IG Alterwohnen“ ist breit abgestützt und bestens verankert in der näheren und weiteren Region. Zudem sind langjährig erprobte Expertinnen und Experten engagiert, die an verschiedenen (schwierigen) Orten bewiesen haben, dass mit Engagement und Charisma ein Projekt erfolgreich entwickelt werden kann.

Es werden weiterhin interessierte Personen für den Vorstand gesucht, die dieses Gremium mit Tatkraft verstärken und allen Genossenschafterinnen und Genossenschaftern eine langfristig tragfähige inhaltliche und finanzielle Situation sichern. Kennen Sie solche Personen oder wollen Sie sich selber und persönlich engagieren? Das würde uns sehr freuen und wir bitten Sie um Ihre Kontaktnahme mit Herr/Frau MUSTER.

Wir glauben, dass das Profil der Idee Ihr Vertrauen verdient. Unsere Ziele können wir erreichen und haben darum die Absicht, unser Immobilien-, Gastro- und Kultur-Engagement zu etablieren.
Beste Grüsse von der IG/Genossenschaft WOHNEN IN …
…

…
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Ennetbaden, im April 2012
C:\Users\Rehmann-Immo\Dropbox\Rehmann-Immobilien\6 SVW\Beratungsdienst\Gründung\01_OHB-Statuten-Reglement-Gründung_GENOSSENSCHAFT XXX_V0.1.doc
1 Ausgangslage, Zusammenfassung & Angebot
1.1 Zusammenfassung

	Analyse heutiges Angebot


	

	Schlussfolgerung und Idee


	

	Erste Phase

Prüfung und Evaluation


	

	Abmachung oder Absichtserklärung Landeigentümerin


	

	Testplanung oder strategische Architekturvorgabe


	

	Durchführen Architektur-Konkurrenz


	

	Ergebnis erste Suche Sympathisantinnen und Sympathisanten
	

	Weiter-Entwicklung Architektur-Projekt


	

	Finanzielle Daten: Anlagewert, Kosten, Mietzinse, Kennzahlen
	

	Weiteres Vorgehen und Meilensteine:


	

	Management Summary:


	


1.2 ZIEL UND VERWENDUNG EINES OHB
Die GENOSSENSCHAFT beabsichtigt, ein Immobilien-Portfolio zu bewirtschaften, das
· …

Sowohl beim Kauf als auch während des Unterhalts von Liegenschaften gelten für die Genossenschaft wesentliche Prinzipien. Das vorliegende Dokument verfolgt das Ziel, die Aktivitäten der Genossenschaft messbar, zielgerichtet und transparent zu gestalten.

Als gemeinnützige Genossenschaft ist sie ihren Mitgliedern verpflichtet. Die Haltung, welche eingeommen wird, ist indes keine Starre. Im Folgenden soll vielmehr das operative Feld und der Handlungsspielraum aufgezeigt werden.
1.3 GRUNDLEGENDE ANFORDERUNGEN
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Grundlegendes Ziel jeder Immobilien-Eigentümerin ist es, gute Mietobjekte mit tragbaren Mietzinsen zu erstellen. Darüber hinaus gilt es, einen Beitrag zur nachhaltigen Quartierentwicklung zu leisten, welcher ökologische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Anliegen gleichermassen berücksichtigt. Schlussendlich wollen wir helfen, ein lebendiges Bern zu erhalten, zu pflegen und weiter zu fördern.

Die kontrollierte strategische Arbeit und ein nachhaltiger Ertrag auf dem Eigenkapital sichern die langfristige Weiterentwicklung der Genossenschaft.
1.4 Absichten mit diesem Reglement

Dieses Reglement oder Handbuch soll eine Sammlung aller gelösten Aufgaben darstellen, die allen Anspruchsgruppen zeigen soll, dass die Genossenschaft gut organisiert, finanziell abgesichert und qualitativ einwandfrei arbeitet. Dieses Reglement wurde im Jahre 2011 erstellt und existiert als Datei und in einem Ordner Organisation. Der Vorstand kontrolliert dieses Handbuch mindestens einmal jährlich und hält Veränderungen fest.
2 Aufbauorganisation & Gründung
2.1 Entwurf Statuten

Entwurf Statuten nach der Vorlage des Schweizerischen Verbandes für Wohnungswesen:
	1.

Firma und Sitz 
	Wohnbaugenossenschaft XXX
	

	Art. 1
Firma
	Unter der Firma „Wohnbaugenossenschaft XXX“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genossenschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR.
	Firma

	Art. 2
Sitz
	Sitz der Genossenschaft ist XXX
	Sitz

	2.

Zweck, Mittel und Grundsätze
	
	

	Art. 3
Zweck und Mittel
	1Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthilfe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preisgünstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist bestrebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten, insbesondere auch für Familien, Behinderte und Betagte. Sie fördert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Verantwortung und gegenseitiger Solidarität.

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:
a) Erwerb von Bauland und Baurechten.

b) Bau und Erwerb von Ein- und Mehrfamilienhäusern, die den zeitgemässen genossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen.

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten.

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können.

e) Beanspruchung von Förderungsinstrumenten nach dem eidgenössischen Wohnraumförderungsgesetz bzw. entsprechenden kantonalen und kommunalen Gesetzen.

f) Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete.

g) Erstellung von Wohnungen und Einfamilienhäusern zum Verkauf im Stockwerkeigentum bzw. im Baurecht. 

h) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen.

i) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben. 

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht gewinnstrebig.

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisationen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen. Sie ist Mitglied des Schweizerischen Verbandes für Wohnungswesen SVW.
	Zweck



	Art. 4
Grundsätze zur Vermietung
	1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes, der darüber ein Vermietungsreglement erlässt. Der Vorstand sorgt auch dafür, dass die Mieter/innen über allfällige Auflagen aufgrund staatlicher Wohnbauförderung informiert werden und sich zu deren Einhaltung verpflichten.

2 Die Miete von Wohnungen oder Einfamilienhäusern der Genossenschaft setzt in der Regel den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft gekündigt werden.

3 Die Mietzinsen staatlich geförderter Wohnungen richten sich nach den entsprechenden Vorschriften. Im Übrigen vermietet die Genossenschaft ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Sie verzichtet auf die Erzielung eines eigentlichen Gewinnes sowie auf übersetzte Zahlungen an Dritte. Mit den Mietzinsen müssen die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Abschreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz oder von den Subventionsbehörden vorgeschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschaftsführung gedeckt sein.

4 Die Mitglieder sind verpflichtet, selber in den von ihnen gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben.
5 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR genannten Gründen verweigern. Als wesentliche Nachteile bei der Untervermietung der ganzen Wohnung gelten insbesondere deren mehr als einjährige Dauer, die mehr als zweimalige Untervermietung im laufenden Mietverhältnis, die Untervermietung an Personen, welche die Vermietungsrichtlinien nicht erfüllen sowie der Umstand, dass die Mitglieder nicht eindeutig darlegen können, dass sie die Wohnung nach Ablauf der Untervermietung wieder selber bewohnen werden. Bei Untervermietung einzelner Zimmer entsteht der Genossenschaft auch ein wesentlicher Nachteil, wenn damit Vermietungsrichtlinien umgangen werden. Einzelheiten regelt der Vorstand im Vermietungsreglement. ??
6 Wohnungsgrösse und Zahl der Benutzer/innen sollen in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen. Bei Neuvermietungen kann die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner/innen um eins überschreiten. Im bestehenden Mietverhältnis kann die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner/innen um zwei überschreiten. Eine Wohnung gilt als unterbelegt, wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner/innen um mehr als zwei übersteigt. Die Mitglieder sind verpflichtet, für die Dauer der Unterbelegung die im Vermietungsreglement festgelegten monatlichen Unterbelegungsbeiträge (maximal in der Höhe des Mietzinses geteilt durch Zimmerzahl plus 1) in den Genossenschaftsfonds zu bezahlen und in eine kleinere Wohnung zu wechseln. Einzelheiten regelt der Vorstand im Vermietungsreglement.??

	Mittel

Gemeinnützigkeit

Beteiligungen und Mitgliedschaft

Vermietungsreglement

Mitgliedschaft/

Kündigungsschutz

Mietzins

Residenzpflicht

Untervermietung?
Unterbelegung



	Art. 5

Grundsätze zu Bau und Unterhalt der Gebäude
	1 Beim Bauen und Umbauen ihrer Gebäude sind der Genossenschaft besonders wichtig: Hohe Nutzungsflexibilität der Wohnungen unter Berücksichtigung auch künftiger Bedürfnisse, behindertengerechtes Bauen, hochwertige Aussenräume, kommunikative und sichere Erschliessung, geringer Folgeunterhalt sowie Einsatz von ökologisch einwandfreien Materialien und Einsparung von Energie beim Bau und Betrieb.

2 Mit einem fortlaufenden, nachhaltigen, kosten- und qualitätsbewussten Unterhalt passt die Genossenschaft ihre Gebäude an den Stand der technischen Möglichkeiten und an die zeitgemässen genossenschaftlichen Wohnbedürfnisse an und sorgt damit für die Werterhaltung der Gebäude. Dazu gehört auch die regelmässige Prüfung von Massnahmen zur Wohnwertsteigerung der Liegenschaften und ihrer Umgebung.

3 Bei grösseren Umbauten und Ersatzneubauten achtet die Genossenschaft auf ein sozialverträgliches Vorgehen. Sie kündigt solche Vorhaben mindestens zwei Jahre im Voraus an und bietet den Betroffenen nach Möglichkeit mindestens ein Umsiedlungsobjekt an. Bei der Vermietung der umgebauten Gebäude und von Ersatzneubauten sind in erster Linie die bisherigen Mieter/innen zu berücksichtigen, sofern diese den Vermietungsrichtlinien entsprechen.
	Ausrichtung

Unterhalt

Um- und Ersatzneubauten

	Art. 6

Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen
	1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich. 

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalversammlung mit Zweidrittelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten.??
3 Bei staatlich geförderten Wohnungen sorgt der Vorstand dafür, dass die Erwerber/innen über allfällige Auflagen aufgrund der Wohnbauförderung informiert werden und sich zu deren Einhaltung verpflichten.
	Verkaufsverbot

Ausnahmen

Auflagen beim Verkauf



	3.
Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten
	
	

	Art. 7
Erwerb der Mitgliedschaft
	1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Genossenschaftsanteil von 1000.--übernimmt (Mitgliedschaftsanteil). 

Alternative zu 1 mit Aufnahmegebühr Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche die Aufnahmegebühr bezahlt hat und mindestens einen Genossenschaftsanteil übernimmt (Mitgliedschaftsanteil). Die Aufnahmegebühr wird durch den Vorstand festgelegt und beträgt maximal Fr. 500. 
2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland.

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt.

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgültig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der/die Kandidat/in bereits Mieter/in oder Untermieter/in einer Genossenschaftswohnung ist.

Alternative zu 4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Gegen den Entscheid des Vorstandes, den dieser begründen muss, steht dem/der Abgelehnten das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 
5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der erforderlichen Genossenschaftsanteile bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 15 Abs. 2 mit der Bezahlung der ersten Rate. 

6 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister.
	Voraussetzungen

Ausländische Mitglieder

Mitgliederzahl

Beitrittsgesuch/

Vorstandsbeschluss

Beginn

Mitglieder​register

	Art. 8
Erlöschen der Mitgliedschaft
	1 Die Mitgliedschaft erlischt
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod.

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflösung.

2 Die Rückzahlung der Genossenschaftsanteile bei Erlöschen der Mitgliedschaft richtet sich nach Art. 18 der Statuten.
	Gründe

Rückzahlung

Anteile

	Art. 9
Austritt
	1 Ist das Mitglied Mieter/in von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus.

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündigungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbesondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der mietrechtlichen Kündigungsfrist.

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden.
	Kündigung des

Mietvertrags

Kündigungsfrist/

Zeitpunkt

Einschränkung

	Art. 10
Tod
	1  Stirbt ein Mitglied, das Mieter/in einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der/die im gleichen Haushalt lebende Ehe-, eingetragene bzw. Lebenspartner/in - soweit er/sie nicht bereits Mitglied der Genossenschaft ist - die Mitgliedschaft des/der Verstorbenen und gegebenenfalls dessen/deren Mietvertrag übernehmen. Der/die Lebenspartner/in muss nachweisen, dass er/sie Erbe des/der Verstorbenen ist. 

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen. 
	Ehe-, eingetragene bzw.

Lebenspartner

Andere Personen

	Art. 11
Ausschluss
	1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossenschaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt:

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonformer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaftlichen Belange der Genossenschaft. 

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben.

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und dazugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwecken benutzt werden.

d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unterbelegung.

e) Missachtung der Bestimmungen von Statuten und Vermietungsreglement.

f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat.

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 12 vorgesehen ist sowie im Falle gerichtlichen Übertragung des Mietvertrages (Art. 121 ZGB).

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungsgrundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages.

i) Verletzung von Bestimmungen der Wohnbauförderung, aufgrund derer das Mietverhältnis gekündigt werden muss, sofern kein zumutbares Umsiedlungsangebot gemacht werden kann oder ein solches abgelehnt worden ist. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszugehen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündigung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt.

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem/der Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der/die Ausgeschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine/ihre Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen.

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Monaten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wirkung. 

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtlichen Bestimmungen.
	Gründe

Mahnung

Mitteilung / Berufung / Ausschluss der aufschiebenden Wirkung

Anrufung Richter

Kündigung Mietvertrag

	Art. 12  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung 


	1 Weist das Gericht in einem Eheschutzentscheid oder Trennungsurteil die Benützung der Wohnung dem/der Ehepartner/in oder eingetragenen Partner/in des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen/deren Einverständnis den Mietvertrag auf den/die Ehepartner/in übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch die in der Wohnung verbleibende Person sowie die Übernahme der Wohnungsanteile (Art. 15 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann das Mitglied, dem die Benützung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossenschaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will.
2 Weist das Gericht im Scheidungsurteil Wohnung und Mietvertrag zu, kann der Vorstand, das Mitglied ohne Abmahnung aus der Genossenschaft ausschliessen und den Mietvertrag unter Berufung auf Art. 11 Abs. 1 Buchstaben g) auf den nächstmöglichen Termin kündigen. Verzichtet der Vorstand auf eine Kündigung, muss der/die Ehepartner/in respektive eingetragene/n Partner/in, auf den/die der Mietvertrag übertragen wurde, Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile übernehmen.

3 Die Einhaltung der Vermietungsrichtlinien (Art. 4 Abs. 6) und des Vermietungsreglements und bleiben vorbehalten. 
4 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossenschaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der/die verbleibende Ehepartner/in einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwiesen hat. 
	Eheschutz/

Ehetrennung

Ehescheidung

Vermögens-rechtliche

Folgen

	Art. 13
Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen
	1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschaftsanteilen sowie deren Übertragung an Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, ist ausgeschlossen.

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen ist nur von Mitglied zu Mitglied zulässig und benötigt einen schriftlichen Abtretungsvertrag und die Zustimmung des Vorstandes.
	Verpfändung/

Belastung

Übertragung

	Art. 14
Persönliche Pflichten der Mitglieder
	Die Mitglieder sind verpflichtet:
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren;

b) Den Statuten sowie den Beschlüssen der Genossenschaftsorgane nachzuleben;
c) Nach Möglichkeiten an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzunehmen und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken.
Alternative als Punkt d):

d) Für die Genossenschaft jährlich während vier Stunden unentgeltlich Arbeiten zu verrichten und für nicht geleistete Stunden eine Ersatzabgabe von Fr. 30 pro Stunde zu bezahlen. 


	Treuepflicht

Befolgungspflicht

Teilnahmepflicht

Mitarbeit

	4.
Finanzielle Bestimmungen
	
	

	Genossenschaftskapital
	
	

	Art. 15
Genossenschaftsanteile
	1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeichneten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je Fr. 1000 und müssen voll einbezahlt werden. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genossenschaftsanteile ausgeben.

2 Mitglieder, die Räumlichkeiten der Genossenschaft mieten, müssen zusätzlich zum Mitgliedschaftsanteil (vgl. Art. 7 Abs. 1) hinzu weitere Anteile (Wohnungsanteile) übernehmen. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement, wobei der zu übernehmende Betrag nach den Anlagekosten der Wohnung abgestuft ist, den Wohnbauförderungsvorschriften entsprechen sowie für die Finanzierung der Bauten ausreichen muss. Der Maximalbetrag beträgt 20 % der Anlagekosten der gemieteten Räumlichkeiten. Ausnahmsweise kann der Vorstand für die Wohnungsanteile Ratenzahlung bewilligen.  
3 Mieten mehrere Mitglieder gemeinsam Räumlichkeiten der Genossenschaft, können die für diese Räumlichkeiten zu übernehmenden Wohnungsanteile auf diese Mitglieder in einem von ihnen gewählten Verhältnis verteilt werden. Diese Bestimmung gilt insbesondere für Ehepaare und Partnerschaften. 
4 Für Genossenschaftsanteile werden keine Anteilscheine ausgegeben. Das Mitglied erhält jedoch jährlich eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung [zusammen mit einem allfälligen Zinsausweis].
Alternative zu Absatz 4 Die Übernahme von Genossenschaftsanteilen wird dem Mitglied in Anteilscheinen bestätigt. Diese lauten auf den Namen der Mitglieder und dienen als Beweisurkunden. Anstelle mehrerer Anteilscheine können Zertifikate ausgestellt werden.


	Genossenschafts-

anteile

Wohnungsanteile

Gemeinsames Mietverhältnis



	Art. 16
Finanzierung der Genossenschaftsanteile
	1 Genossenschaftsanteile können mit Mitteln der beruflichen Vorsorge erworben werden. Der Vorstand regelt den Vollzug in einem Reglement.

2 Mit Einverständnis des Vorstandes können Genossenschaftsanteile auch von Dritten finanziert werden. Wird nichts anderes vereinbart, steht ein allfälliger Zins dem Mitglied zu.
	Berufliche Vorsorge

Dritte

	Art. 17
Verzinsung der Genossenschaftsanteile
	1 Eine Verzinsung der Genossenschaftsanteile darf nur erfolgen, wenn angemessene Einlagen in die gesetzlichen und statutarischen Fonds sowie Abschreibungen vorgenommen sind.

2 Die Generalversammlung bestimmt alljährlich den Zinssatz, wobei der landesübliche Zinssatz für langfristige Darlehen ohne besondere Sicherheiten, der für die Befreiung von der Eidg. Stempelabgabe zulässige Zinssatz und gegebenenfalls die in Bestimmungen der Wohnbauförderung vorgesehenen Grenzen nicht überschritten werden dürfen.

3 Die Anteile werden jeweils vom ersten Tag des der Einzahlung folgenden Monats bis zum Erlöschen der Mitgliedschaft verzinst. Der nicht einbezahlte Betrag wird nicht verzinst.
	Grundsatz

Zinssatz



	Art. 18
Rückzahlung der Genossenschaftsanteile
	1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprüche auf Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des Anspruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossenschaftsanteile.

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Mitglieder- und Wohnungsanteilen, die nach Art. 10 und 12 der Statuten vom/von der Partner/in übernommen werden. Die Rückzahlung von Anteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge erworben wurden, hat nach Weisung des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Rentenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen.  

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Bilanzwert des Austrittsjahres unter Ausschluss der Reserven und Fondseinlagen, höchstens aber zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft weniger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Umtriebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht.

4 Die Auszahlung und Verzinsung erfolgt innert eines Monats nach Genehmigung der Jahresrechnung und Festlegung des Zinssatzes durch die nächste ordentliche Generalversammlung, jedoch nie vor dem Vorliegen der definitiven Schlussabrechnung eines allenfalls beendeten Mietverhältnisses. Falls die Finanzlage der Genossenschaft dies erfordert, ist der Vorstand berechtigt, die Rückzahlung bis auf die Dauer von drei Jahren hinauszuschieben, wobei die Verzinsung wie bei ungekündigten Genossenschaftsanteilen erfolgt.

Alternative zu 4 (vor allem für reine Wohnbaugenossenschaften) Auszahlung und Verzinsung erfolgen innert eines Monats nach Beendigung des Mietvertrages und Wohnungsabgabe unter Vorbehalt der Festlegung von Bilanzwert und Zinssatz durch die nächste ordentliche Generalversammlung. Falls die Finanzlage der Genossenschaft dies erfordert, ist der Vorstand berechtigt, die Rückzahlung bis auf die Dauer von drei Jahren hinauszuschieben, wobei die Verzinsung wie bei ungekündigten Genossenschaftsanteilen erfolgt.

5 In besonderen Fällen kann der Vorstand beschliessen, dass die Genossenschaftsanteile vorzeitig, jedoch nie vor der Wohnungsabgabe, zurückbezahlt werden, so insbesondere wenn der Betrag benötigt wird, um Genossenschaftsanteile einer anderen Wohnbaugenossenschaft zu liberieren. 

6 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem ausscheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Guthaben aus den Genossenschaftsanteilen zu verrechnen.
	Grundsatz

Ausnahmen

Betrag

Fälligkeit

Vorzeitige Rückzahlung

Verrechnung



	Haftung
	
	

	Art. 19
Haftung
	Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Genossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen.
	Keine persönliche Haftung und Nachschusspflicht

	Rechnungswesen
	
	

	Art. 20
Jahresrechnung und Geschäftsjahr
	1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und Anhang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertragslage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662 – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. Leistungen von Bund, Kantonen und Gemeinden sind offen auszuweisen. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen:

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter.

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt.

c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten.

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbestandes nach Zimmerzahl.
e)  Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen.

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genossenschaft ausgegebenen Anleihensobligationen.

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Ertragslage der Genossenschaft wesentlich ist.

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neugebildeten derartigen Reserven übersteigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird.

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen.

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Mitglieder- und Wohnungsanteile.

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung.

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions- resp. der Prüfstelle geführt haben.

3 Die Jahresrechnung ist der Revisions- resp. Prüfstelle zur Prüfung zu unterbreiten. 

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr schliesst mit dem 31.12.2012.
	Grundsatz

Anhang

Prüfung

Geschäftsjahr

	Art. 21
Reservefonds
	1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, dient in erster Linie der Äufnung eines Reservefonds.

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds.

3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vorstand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR.
	Grundsatz

Höhe der Einlage

Beanspruchung

	Art. 22
Weitere Fonds
	1 Es werden die folgenden weiteren Fonds geäufnet:

a) Ein Amortisationsfonds, dem jährlich mindestens der nach den (städtischen) Vorschriften (zur Zeit 1%) geltende Betrag zuzuweisen ist. Als Obergrenze für die jährliche Einlage gilt grundsätzlich der steuerbefreite Maximalbetrag.

b) Ein Heimfallfonds für die im Baurecht erstellten Bauten. Er ist nach Massgabe des Baurechtsvertrags zu äufnen, wenn die ordentliche Heimfallentschädigung quantitativ bereits im Voraus bestimmbar ist. Andernfalls sind die ordentlichen Abschreibungssätze der Steuerbehörden anwendbar.

c) ein Genossenschaftsfonds, welcher durch die Unterbelegungsbeiträge gemäss Art. 4 Abs. 6 und durch von der Generalversammlung festgesetzte Jahresbeiträge der Mitglieder geäufnet wird. Die Jahresbeiträge werden zusammen mit dem Mietzins eingezogen. Der Genossenschaftsfonds ist bestimmt für die jährliche Zuweisung an die Stiftung Solidaritätsfonds des Schweizerischen Verbandes für Wohnungswesen SVW sowie für soziale und ökologische Vorhaben, die im Interesse der Genossenschaft liegen. Einzelheiten regelt ein Reglement der Generalversammlung.

d) ein Mietzinsausgleichs- und -ausfallfonds, welcher durch von der Generalversammlung festgesetzte Jahresbeiträge der Mitglieder sowie durch Zuweisungen der Generalversammlung aus dem Reingewinn geäufnet werden kann. Die Jahresbeiträge werden zusammen mit dem Mietzins eingezogen. Der Mietzinsausgleichs- und –ausfallfonds dient dem Ausgleich der Mietzinsbelastung der Mitglieder, insbesondere nach Renovationen und bei Neubauten sowie der Finanzierung von Mietzinsausfällen. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement.  
2 Die Mittel der Fonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisions- resp. Prüfstelle überprüft.

3 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu äufnen und entsprechende Reglemente erlassen.  

	Amortisationsfonds

Heimfallfonds für Bauten im Baurecht

Genossenschaftsfonds

Mietzinsausgleichs- und -ausfallfonds

Weitere Fonds

	Art. 23
Entschädigung der Organe
	1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbelastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.  

2 Die Entschädigung der Mitglieder der Revisions- resp. Prüfstelle richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Ist eine Treuhandgesellschaft oder der SVW Revisions- resp. Prüfstelle, wird sie nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt.

3 Mitglieder von Kommissionen haben Anspruch auf ein massvolles Sitzungsgeld.

4 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen.

5 Die Gesamtsumme der Entschädigungen aller Organe, getrennt nach Vorstand, Revisions- resp. Prüfstelle und weiteren Organen, ist in der Rechnung auszuweisen.

6 Ferner werden den Mitgliedern von Vorstand, Revisions- resp. Prüfstelle und Kommissionen die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt.
	Grundsätze

Ausschluss Tantieme
Auslagenersatz

	5.

Organisation
	
	

	Organe
	
	

	Art. 24
Überblick
	Die Organe der Genossenschaft sind: 

a) Die Generalversammlung. 

b) Ev. die Urabstimmung.

c) Der Vorstand.

d) Die Revisions- resp. Prüfstelle.

e) Ev. die Siedlungsorgane.
	Überblick

	Generalversammlung
	
	

	Art. 25
Befugnisse
	1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden Befugnisse zu:

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten.

b) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes, des/der Präsidenten/in, und der Revisions- resp. Prüfstelle.

c) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes.

d) Abnahme der Jahresrechnung und Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes.

e) Entlastung der Mitglieder des Vorstandes.

f) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüsse des Vorstandes.
g) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten.

h) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen, deren Kosten 10 % des Buchwertes sämtlicher Liegenschaften (ohne Abschreibungen) übersteigen.

i) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Genossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten, sofern dies von den Mitgliedern, welche in diesen Häusern wohnen, an einer Siedlungsversammlung abgelehnt worden ist.

j) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossenschaft.

k) Genehmigung von Reglementen, soweit diese nicht ausdrücklich in der Kompetenz des Vorstandes liegen.

l) Ev. Erlass eines Reglements über die Tierhaltung.

m) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Generalversammlung unterstehen (Art. 25 Abs. 2).

n) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind oder die vom Vorstand der Generalversammlung unterbreitet werden. 
2 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes gemäss Buchst. m) müssen spätestens 60 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden. Der Termin der ordentlichen Generalversammlung ist jeweils mindestens drei Monate zum Voraus bekannt zu geben.

3 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktandiert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung.
	Befugnisse

Anträge auf Traktandierung

	Art. 26
Einberufung und Leitung
	1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb der ersten Hälfte des Kalenderjahres statt.

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, sofern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisions- resp. Prüfstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Besteht die Genossenschaft aus weniger als 30 Mitgliedern, muss die Einberufung von mindestens drei Mitgliedern verlangt werden. Die Einberufung hat innert 8 Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 20 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahresbericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisions- resp. Prüfstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 20 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen. 

4 Die Generalversammlung wird vom/von der Präsidenten/in oder einem Mitglied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes eine/n Tagespräsidenten/in wählen.
	Ordentliche GV
Ausserordentliche GV
Einberufung

Leitung

	Art. 27
Stimmrecht
	1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme. 

2 Es kann sich durch ein anderes Mitglied oder durch einen handlungsfähigen Familienangehörigen vertreten lassen. Niemand kann mehr als zwei Stimmen auf sich vereinigen. 

Alternative zu 2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder einen handlungsfähigen Familienangehörigen vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 
3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben die Vorstandsmitglieder kein Stimmrecht.
	Grundsatz

Vertretung

Ausstand

	Art. 28
Beschlüsse und Wahlen
	1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutengemäss einberufen worden ist. 

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt. Der Vorstand ist berechtigt die geheime Durchführung anzuordnen.

3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt. 

Alternative zu 3 mit Stichentscheid Vorsitzende/Vorsitzender Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit entscheidet der/die Vorsitzende durch Stichentscheid. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen notwendig.

5 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 lit. d Fusionsgesetz (FusG) bleiben vorbehalten.

6 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom/von der Vorsitzenden und vom/von der Protokollführer/in zu unterzeichnen ist.
	Beschlussfähigkeit

Geheime Durchführung

Beschlussfassung

Qualifiziertes Mehr

Protokoll

	Vorstand
	
	

	Art. 29
Wahl und Wählbarkeit
	1 Der Vorstand besteht aus fünf bis sieben Mitgliedern. Die Mehrheit muss aus Genossenschafter/innen bestehen. Der/die Präsident/in wird von der Generalversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. Er kann eine/n Protokollführer/in ernennen, der/die nicht dem Vorstand anzugehören braucht.

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossenschaft stehen. Ferner ist nicht wählbar, wer älter ist als siebzig Jahre. sreichen
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden auf vier Jahre gewählt und sind wieder wählbar. Wahlen innert einer Amtsdauer gelten bis zu deren Ablauf.
	Grundsatz

Wählbarkeit

Amtsdauer

	Art. 30
Aufgaben 
	1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Genossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Organ vorbehalten sind. Er entscheidet insbesondere über die nicht unter Art. 25 Abs. 1 Buchst. h) und i) fallenden Baufragen.

2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 20) und dem Jahresbericht zusammensetzt. Der Jahresbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisions- resp. Prüfstelle wieder.

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf.
	Kompetenzvermutung

Geschäftsbericht

Zeichnungsberechtigung

	Art. 31

Kompetenzdelegation
	1 Der Vorstand ist ermächtigt, die Geschäftsführung oder einzelne ihrer Zweige an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder ad hoc Kommissionen und/oder an eine oder mehrere Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen (Geschäftsstelle). Kommissionsmitglieder müssen nicht Mitglied der Genossenschaft sein. 

2 Der Vorstand erlässt ein Organisationsreglement, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen, Kommissionen und Geschäftsstelle festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungspflicht regelt.


	Grundsatz

Organisationsreglement

	Art. 32
Vorstandssitzungen
	1 Vorstandssitzungen werden vom/von der Präsidenten/in einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen.

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der/die Vorsitzende mit Stichentscheid.

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegenstimme gefasste Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vorstandsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssitzung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom/von der Vorsitzenden und vom/von der Protokollführer/in zu unterzeichnen.
	Einberufung

Beschlussfassung

Zirkulationsbeschluss

Protokoll



	Revisions- resp. Prüfstelle
	
	

	Art. 33
Wahl 
	1 Als Revisionsstelle ist ein zugelassener Revisor oder eine zugelassene Revisionsunternehmung nach dem Revisionsaufsichtsgesetz (Art. 5 f. RAG) und Art. 727c OR auf die Dauer von zwei Jahren von der Generalversammlung zu wählen. Wahlen innert der Amtsdauer gelten bis zu deren Ablauf. 
2 Die Generalversammlung kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten (Opting Out), wenn:

a) die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist;

b) sämtliche Genossenschafter zustimmen;

c) die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt hat;
d) keine anderen gesetzlichen oder vertraglichen Gründe die Genossenschaft zu einer Revision verpflichten.

3 Verzichtet die Generalversammlung auf die Wahl einer Revisionsstelle, beauftragt der Vorstand stattdessen den Schweizerischen Verband für Wohnungswesen (SVW) oder eine andere vom Bundesamt für Wohnungswesen BWO anerkannte Prüfstelle für die prüferische Durchsicht der Jahresrechnung.
	Wahl

Opting Out

Prüferische Durchsicht

	Art. 34

Aufgaben
	1 Wählt die Generalversammlung eine Revisionsstelle, führt diese eine eingeschränkte Revision nach Art. 729 ff. OR durch. Die Aufgaben und Verantwortung der Revisionsstelle richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen.

2 Wird stattdessen ein Opting Out vorgenommen und eine Prüfstelle gewählt, richten sich die Aufgaben und Verantwortung der Prüfstelle nach dem entsprechenden Reglement des Bundesamtes für Wohnungswesens (BWO).

3 Die Revisions- bzw. die Prüfstelle legt der ordentlichen Generalversammlung einen schriftlichen Bericht vor. Mindestens ein Vertreter der Revisions- bzw. Prüfstelle wird zur ordentlichen Generalversammlung eingeladen.
	Revisionsstelle

Prüfstelle

Revisions- resp. Prüfbericht

	6.

Schlussbestimmungen
	
	

	Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion 
	
	

	Art. 35

Liquidation
	1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liquidation beschliessen.

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Gesetz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidator/innen beauftragt.
	Beschluss

Durchführung

	Art. 36

Liquidationsüberschuss
	1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Genossenschaftsanteile zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich der Stiftung Solidaritätsfonds des Schweizerischen Verbandes für Wohnungswesen SVW übereignet.

2 Abweichende Bestimmungen der Wohnbauförderung von Bund, Kanton, Gemeinden oder deren Anstalten bleiben vorbehalten.
	Liquidations-überschuss

Wohnbauförderung

	Art. 37

Fusion
	1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohnbauträger beschliessen.

 2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsultativabstimmung befragen.
	Beschluss

Durchführung

	Bekanntmachungen
	
	

	Art. 38

Mitteilungen und Publikationsorgan
	1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden internen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vorschreibt.

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt.
	Interne Mitteilungen

Publikationen

	Art. 39

Genehmigungsvorbehalt des Bundesamt für Wohnungswesen (BWO)
	Diese Statuten bedürfen vor einer Änderung durch die Generalversammlung der Genehmigung der beabsichtigten Änderung durch das  Bundesamt für Wohnungswesen (BWO).

[Dieser Artikel ist nur im Falle des direkten oder indirekten Bezugs resp. des beabsichtigten Bezugs von Fördermittel des Bundes (Fonds de Roulement, Darlehen des Solidaritätsfonds, EGW-Darlehen usw.) vorzuschlagen.
	Genehmigungs-vorbehalt

	Genehmigung
	Die vorstehenden Statuten sind an der Gründungsversammlung vom XX.XX.2012 angenommen worden.
	

	Vorschläge für weitere Statuten-Artikel
	
	

	Art. VI

Beabsichtigte Sachübernahme
	Die Genossenschaft beabsichtigt, nach der Gründung von ......... das Grundstück Grundbuchblatt Nr. ....., Kat.-Nr. ......., in der Gemeinde ........, ......str ....  zum Preis von Fr. .......... zu übernehmen.
	Sachübernahme

	Art. X

Darlehenskasse
	1 Die Mitglieder, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die pensionierten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können in der Darlehenskasse der Genossenschaft Geld zinstragend anlegen.

2 Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement.
	Grundsatz

Reglement

	Art. VIII

Mieter- und Mieterinnen-Darlehen
	1 Mitglieder, die Räumlichkeiten der Genossenschaft mieten, müssen zusätzlich zum Mitgliedschaftsanteil (vgl. Art. 7) der Genossenschaft Darlehen (Mieter/innendarlehen) gewähren. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement, wobei der zu gewährende Betrag nach den Anlagekosten der Wohnung abgestuft ist, den Wohnbauförderungsvorschriften entsprechen sowie für die Finanzierung der Bauten ausreichen muss. Der Maximalbetrag beträgt 20 % der Anlagekosten der gemieteten Räumlichkeiten.

2 Mieten mehrere Mitglieder gemeinsam Räumlichkeiten der Genossenschaft, können die für diese Räumlichkeiten zu gewährenden Mieter/innendarlehen auf diese Mitglieder in einem von ihnen gewählten Verhältnis verteilt werden. Diese Bestimmung gilt insbesondere für Ehepaare und Partnerschaften.

3 Die Darlehen werden verzinst; der Vorstand legt den Zinssatz fest.

4 Die Darlehen sind unkündbar, solange das Mitglied Räumlichkeiten der Genossenschaft mietet. Für die Rückzahlung gelten Art. 18 Abs. 4 – 6.
	Grundsatz

Gemeinsames Mietverhältnis

Verzinsung

Kündigung/

Rückzahlung

	Art. IX
Mitglieder-Darlehen
	1 Die Mitglieder können bei der Genossenschaft Geld aufgrund eines Mitglieder-Darlehensvertrages zinstragend anlegen.

2 Solche Darlehen müssen in der Bilanz durch unbelastete, im Besitz der Genossenschaft befindliche Inhaberschuldbriefe auf einem Grundstück der Genossenschaft im Gesamtbetrag der ausstehenden Darlehen gedeckt sein.

3 Die Kontrollstelle der Darlehensnehmerin ist gehalten, bei der jährlichen Revision zu überprüfen, ob diese Bestimmung eingehalten ist.
	Grundsatz

Sicherung

Prüfung




	Personen (mindestens 7 und ohne Beschränkung)
	Geboren, von, Funktion
	Unterschrift

	1. …, Präsident & Ressort …
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Präsident der Verwaltung
	

	2. …, Vize-Präsident/in & Ressort …
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Vize-Präsident/in der Verwaltung
	

	3. …, Ressort Kassier
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung & Kassier
	

	4. …, Mitglied der Verwaltung
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung
	

	5. …, Mitglied der Verwaltung
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung
	

	6. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	7. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	8. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	9. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	10. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	


2.2 Gründung der Genossenschaft

2.2.1 Einladung Gründungsversammlung

Wohnbaugenossenschaft      
In Gründung

Einladung zur Gründungsversammlung

Am      ,       Uhr

im       in      
Liebe Interessenten/innen,

Wir freuen uns, euch zur Gründungsversammlung der Wohnbaugenossenschaft       einladen zu können. Hier die Traktandenliste. In der Beilage findet ihr ferner den Statutenentwurf und den Gründungsbericht.

Traktanden:

1. Begrüssung und Information über den Ablauf der Gründungsversammlung

2. Wahl des / der Versammlungsleiters/in und des /der Protokollführers/in

3. Beratung und Genehmigung der Statuten

4. Beratung des Gründungsberichtes

5. Wahl des/der Präsident/in und des Vorstandes

6. Wahl der Kontrollstelle

7. Information über das Domizil der Genossenschaft

8. Diverses

Mit freundlichen Grüssen

Für die Initianten/innen:

........................................
......................................


Beilagen:
· Statutenentwurf
· Zeichnungsschein

· Gründungsbericht

2.2.2 Gründungsbericht Art. 834, Abs. 2 OR

Wohnbaugenossenschaft 
Gründungsbericht gemäss Art. 834 Abs. 2 OR

Die unterzeichneten Gründer/innen der Wohnbaugenossenschaft       mit Sitz in       erklären:

1. Wir beabsichtigen, die Wohngenossenschaft      , eine Genossenschaft mit Sitz in       und einem Genossenschaftskapital mit Anteilen von nominal Fr.       zu gründen.

2. Die Wohnbaugenossenschaft       wird nach ihrer Gründung, voraussichtlich auf den       von      ,      , das in der Gemeinde       gelegene Grundstück Grundbuchblatt      , Plan      , Kataster Nr.       (     ) zum Preis von Fr.       übernehmen. Dieser Kaufpreis wird voraussichtlich wie folgt getilgt werden:
· Fr.       in bar, finanziert durch eine Hypothek zum Zinssatz von voraussichtlich       % der      
· Fr.       in bar, finanziert durch ein Darlehen des Schweizerischen Verbandes für Wohnungswesen SVW, Bucheggstr. 109, 8057 Zürich

· Fr.       durch eigene Mittel

3.
     
4.
     
Aus den obigen Erwägungen sind die Gründer/innen der Meinung, dass der Betrag von Fr.      einen angemessenen Kaufpreis für die Liegenschaft darstellt.

     , den ................

Die Gründer/innen:

	Personen (mindestens 7 und ohne Beschränkung)
	Geboren, von, Funktion
	Unterschrift

	1. …, Präsident & Ressort …
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Präsident der Verwaltung
	

	2. …, Vize-Präsident/in & Ressort …
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Vize-Präsident/in der Verwaltung
	

	3. …, Ressort Kassier
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung & Kassier
	

	4. …, Mitglied der Verwaltung
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung
	

	5. …, Mitglied der Verwaltung
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung
	

	6. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	7. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	8. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	9. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	10. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	


2.2.3 Zeichnungsschein

Zeichnungsschein für die Wohnbaugenossenschaft 
Personalien des/der Zeichners/in:

Name: .........................................
Vorname: .................................................

Strasse/Nr.: ..............................…
PLZ/Ort: ...................................................

Nationalität: .................................
Heimatort: ................................................

Der/die Unterzeichnete bestätigt

.......... Genossenschaftsanteile im Nominalwert von je Fr. ..................,

gesamthaft somit Anteilkapital im Betrag von Fr. ..................................

der zu gründenden Genossenschaft       zu übernehmen und den Nominalbetrag der Genossenschaft gemäss den Bestimmungen der Statuten bis zum       einzubezahlen.

     ,      
..........................................

(Unterschrift)

2.2.4 Präsenzliste Gründungsversammlung

Präsenzliste der Gründungsversammlung der Wohnbaugenossenschaft 
	Unterschrift
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Heimatort
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Nationalität
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Ort
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Adresse
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Vorname
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Name
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	


2.2.5 Protokoll der Gründungsversammlung

Protokoll der Gründungsversammlung der Wohnbaugenossenschaft      
vom      ,       Uhr im     ,      
An der Gründungsversammlung nahmen die Personen teil, welche die einen Bestandteil dieses Protokolls bildende Präs+enzliste unterzeichnet haben. 

1. Begrüssung                                                                                                                      begrüsst die Anwesenden und informiert sie über den Ablauf des Abends.
2. Wahl des/der Versammlungsleiter/in und des/der Protokollführer/in                     wird einstimmig zum/r Vorsitzenden für den heutigen Abend gewählt.       wird einstimmig zum/r Protokollführer/in gewählt.
3. Beratung und Genehmigung der Statuten                                                                       Die Versammlung berät den vorgelegten Statutenentwurf und verabschiedet ihn einstimmig und ohne Änderung. Die Statuten werden vom/von der Vorsitzenden und dem/r Protokollführer/in sowie von den Anwesenden unterzeichnet. Damit beschliessen die Unterzeichner/innen, auf der Basis dieser Statuten die Wohnbaugenossenschaft       zu gründen.
4. Beratung und Genehmigung des Gründungsberichtes                                           Im Hinblick auf den geplanten Kauf der Liegenschaft       in       wird der vorliegende Gründungsbericht von der Versammlung beraten.
5. Wahl des Vorstandes                                                                                                         wird einstimmig als Präsident/in gewählt. Ferner werden einstimmig in den Vorstand gewählt     ,      ,       und      .
6. Wahl der Kontrollstelle                                                                                                Als Kontrollstelle wird einstimmig       gewählt.
7. Information über das Domizil der Genossenschaft                                                    Es wird darüber informiert, dass       sich als Domizilhalter/in zur Verfügung gestellt hat.
8. Diverses                                                                                                                     Nach Eintragung in das Handelsregister wird der Vorstand die Verhandlungen mit den Verkäufer/innen der Liegenschaften       weiterführen. 

Der/die Vorsitzende schliesst die Versammlung um       Uhr.

     ,      
Der/die Vorsitzende
Der/die Protokollführer/in

........................
..............................


2.2.6 Wahlannahmeerklärung Mitglied Vorstand

     
     
     
An die 

Gründungsversammlung 

der Wohnbaugenossenschaft      
     
Wahlannahmeerklärung

Sehr geehrte Damen und Herren

Ich erkläre hiermit die Annahme einer allfälligen Wahl in den Vorstand der Wohnbaugenossenschaft      .

Mit freundlichen Grüssen


2.2.7 Wahlannahmeerklärung Kontrollstelle

     
     
     
An die 

Gründungsversammlung 

der Wohnbaugenossenschaft      
     
Wahlannahmeerklärung

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir erklären hiermit, dass wir eine allfällige Wahl als Kontrollstelle Ihrer Genossenschaft annehmen.

Mit bestem Dank und mit freundlichen Grüssen


..........................
...........................


2.2.8 Domizilerklärung

     
     
     
Wohnbaugenossenschaft      
     
     
Genossenschaftsdomizil

Sehr geehrte Damen und Herren

Der/ie Unterzeichnete erklärt sich hiermit bereit, der obgenannte Genossenschaft ihre Räumlichkeiten in       als Domizil unter der folgenden Adresse zur Verfügung zu stellen:

Wohnbaugenossenschaft      
     
     
     
Mit freundlichen Grüssen

     
2.2.9 Protokoll erste Vorstandssitzung

Wohnbaugenossenschaft      
Protokoll der 1. Sitzung des Vorstandes vom      ,       Uhr im       in      .

Anwesend:

     , Präsident/in




     , Protokollführer/in




     


     


     
1. Begrüssung
Der/ie Präsident/in begrüsst die Anwesenden und freut sich, mit ihnen die erste Vorstandsitzung durchzuführen.

2. Konstituierung
Der/ie Präsident/in wurde bereits von der Gründungsversammlung gewählt. Die übrigen Ressorts werden wie folgt verteilt:
Vizepräsident/in:      .
Protokollführer/in:      .
Kassier/in:      .
Beisitzer/innen:      ,      .

3. Unterschriftsberechtigung
Der Vorstand erteilt      ,      ,       und       Kollektivunterschrift zu zweien.

Der/die Präsident/in schliesst die Sitzung um       Uhr.

     ,      
Der/ie Präsident/in
Der/die Protokollführer/in

.........................
..............................


2.2.10 Persönliche Unterschriften zur Beglaubigung

Persönliche Unterschriften vom Vorstand der künftigen Genossenschaft XXX:

	Personen (mindestens 7 und ohne Beschränkung)
	Geboren, von, Funktion
	Unterschrift

	1. …, Präsident & Ressort …
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Präsident der Verwaltung
	

	2. …, Vize-Präsident/in & Ressort …
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Vize-Präsident/in der Verwaltung
	

	3. …, Ressort Kassier
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung & Kassier
	

	4. …, Mitglied der Verwaltung
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung
	

	5. …, Mitglied der Verwaltung
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung
	


Wohnbaugenossenschaft 
.................................................

     
Zu beurkunden (mit persönlichem Leisten der Unterschriften und Vorlegen Ausweis Pass/ID) durch Urkundsperson (Notar, Gemeindeschreiber):

.................................................

     
2.2.11 Stampa- & „Lex Friedrich“-Erklärung  ????
Die Gründerinnen und Gründer bzw. die Anmeldenden haben dem Handelsregisteramt zu erklären, dass bei der Gründung, der Kapitalerhöhung oder der nachträglichen Liberierung keine anderen Sachwerte im Sinne von Art. 628 Abs. 1 und 2 oder 777c Abs. 2 oder 833 Ziff. 2 und 3 OR übernommen worden sind oder unmittelbar nach der Gründung, der Kapitalerhöhung oder der nachträglichen Liberierung übernommen werden sollen, dass keine anderen Verrechnungstatbestände bestehen und dass keine anderen besonderen Vorteile im Sinne von Art. 628 Abs. 3 OR ausbedungen worden sind als die in den Handelsregisterbelegen genannten (Art. 43 Abs. 1 lit. h, 46 Abs. 2 lit. g, 50 Abs. 1, 54 Abs. 1 lit. f, 57 Abs. 1 lit. b, 66 Abs. 1 lit. g, 71 Abs. 1 lit. i, 74 Abs. 2 lit. f, 79 Abs. 1 lit. b, 84 Abs. 1 lit. g, 101 Abs. 2 HRegV).

Alle Eintragungen in das Handelsregister müssen wahr sein (Art. 26 HRegV). Wer eine Handelsregisterbehörde zu einer unwahren Eintragung veranlasst oder ihr eine eintragungspflichtige Tatsache verschweigt, kann bestraft werden (insbesondere Art. 153 StGB). Im Hinblick auf die genannten Bestimmungen erklären die Unterzeichnenden bezüglich der nachgenannten Aktiengesellschaft, Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Genossenschaft, Kommanditaktiengesellschaft oder Investmentgesellschaft mit festem Kapital (SICAF)

	Firma:


	

	Sitz:


	


Folgendes zur Gründung, Kapitalerhöhung, nachträglichen Liberierung, Schaffung eines Genossenschaftskapitals durch Genossenschaftsanteile (Anteilscheine), Nennwerterhöhung von Anteilscheinen, Erhöhung der Mindestanzahl der von den Genossenschaftern zu übernehmenden Anteilscheine:

	1. Sacheinlagen und Sachübernahmen
	Die Gesellschaft hat weder von Beteiligten noch von einer diesen nahe stehenden Person/en irgendwelche Vermögenswerte (z. B. Grundstücke, Mobilien, Wertpapiere, Patente, Forderungen, Geschäfte oder Vermögen mit Aktiven und Passiven) übernommen oder zu übernehmen sich verpflichtet mit Ausnahme solcher Werte, die in den Statuten aufgeführt sind.

	2. Beabsichtigte Sachübernahme
	Die Gesellschaft hat nicht die Absicht, von Beteiligten oder von einer diesen nahe stehenden Person bestimmte Vermögenswerte von einer gewissen Bedeutung zu übernehmen mit Ausnahme solcher Werte, die in den Statuten aufgeführt sind. Eine beabsichtigte Sachübernahme liegt vor, wenn wegen der Umstände die sichere oder fast sichere Aussicht auf Verwirklichung der Absicht besteht.

	3. Verrechnung
	Es bestehen keine anderen Verrechnungstatbestände als die aus den Handelsregisterbelegen ersichtlichen.

	4. Gründervorteile und Sonderrechte (betrifft nur Aktiengesellschaft)
	Die Gesellschaft hat weder Beteiligten noch anderen Personen besondere Vorteile gewährt oder zugesichert (z. B. Beteiligungen am Bilanzgewinn oder Liquidationsüberschuss über die Anteile hinaus, die den Aktionären als solchen zukommen, oder Begünstigungen hinsichtlich des Geschäftsverkehrs mit der Gesellschaft), die nicht in den Statuten aufgeführt sind.


	5. Lex Friedrich
	Die Unterzeichnenden erklären insbesondere, dass die Gesellschaft keine Grundstücke in der Schweiz, keine Teile davon oder Rechte daran bzw. keine anderen Grundstücke als die in der Anmeldung angegebenen, im Sinne von Art. 4 BewG erwirbt oder zu erwerben beabsichtigt.

	Datum
	     , den ................


	Personen (mindestens 7 und ohne Beschränkung)
	Geboren, von, Funktion
	Unterschrift

	1. …, Präsident & Ressort …
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Präsident der Verwaltung
	

	2. …, Vize-Präsident/in & Ressort …
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Vize-Präsident/in der Verwaltung
	

	3. …, Ressort Kassier
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung & Kassier
	

	4. …, Mitglied der Verwaltung
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung
	

	5. …, Mitglied der Verwaltung
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Mitglied der Verwaltung
	

	6. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	7. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	8. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	9. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	

	10. …, Gründer/in
Adresse, Ort
T , P , MAIL
	99.99.9999
MUSTERHAUSEN AG
Gründer/in
	


2.3 Anmeldung im Handelsregister des Kantons Aargau für die Gründung
Zur Eintragung ins Handelsregister wird folgendes angemeldet:

1.1 Firma
Wohnbaugenossenschaft      
1.2 Übersetzungen der Firma
--

2. Sitz
Waldwil
3.
Domizil
     
4. Rechtsform


Genossenschaft (Neueintragung)

5. Statutendatum


     
6.
Zweck

Die Genossenschaft verfolgt den Zweck,      .

7.7
Anteilscheine

Fr.      
8.5
Haftung/Nachschusspflicht

Ohne persönliche Haftung und ohne Nachschusspflicht.

8.6
Pflichten
Jedes Mitglied ist verpflichtet, mindestens einen Anteil à Fr.       zu erwerben. 
Mitglieder, die Räumlichkeiten der Genossenschaft mieten, müssen zusätzlich zum Mitgliedschaftsanteil weitere Anteile (Wohnungsanteile) übernehmen. Der Maximalbetrag beträgt       der Anlagekosten der gemieteten Räumlichkeiten.
9.
Publikationsorgan

SHAB 

13.
Bemerkungen

--

14.
Eingetragene Personen

     , von      , in      
· E: Präsident/in       - Z: Kollektivunterschrift zu zweien – geboren      , von      , in      
· E: Vizepräsident/in       - Z: Kollektivunterschrift zu zweien – geboren      , von      , in      
· E:       - Z: ohne Zeichnungsberechtigung – geboren      , von      , in      
· E:       - Z: Kollektivunterschrift zu zweien – geboren      , von      , in      
· E:       - Z: Kollektivunterschrift zu zweien – geboren      , von      , in      
15.
Zweigniederlassung

--

16.
Gebühren

17.
Belege

1. Anmeldung

2. Protokoll der Gründungsversammlung vom      
3. Statuten

4. Protokoll Vorstandssitzung vom      
5. Stampaerklärung

6. Lex Friedrich-Erklärung


7. Unterschriftenblätter

18.
Gebührenadressat

Wohnbaugenossenschaft      
     
     
     
19.1 Bestellungen
1 Handelsregisterauszug

19.2 Lieferung an
Wohnbaugenossenschaft      
     
     
     
20.
Registerhinweise
--

21.
Ort und Datum

     
22.
Beglaubigung

--

23.
Persönliche Unterschriften

Persönliche Unterschriften der       Präsident       und eines weiteren Mitglieds des Vorstandes:

..........................................
...............................


2.4 Reglement der Genossenschaft Wohnen in …

Es empfiehlt sich, die Statuten schlank und frei von organisatorischen Antworten zu halten. Deshalb wird empfohlen, in einem gesonderten Reglement, wichtige Grundsätze und prozessuale Hinweise zu sammeln und zu dokumentieren.
Das Reglement könnte beispielsweise durch den Vorstand abgeändert werden und dient der Geschäftsführung als Richtlinie.

Einmal jährlich (oder periodisch alle 2/3/5 Jahre, z. B. zusammen mit Wahlen bzw. auf Antrag von mindestens x Mitgliedern) wird das Reglement durch die Generalversammlung besprochen/bestätigt.

In den Statuten erwähnte Punkte, die geregelt werden sollten oder könnten:

	Verzinsung von Pflichtdarlehen der Mieterinnen und Mieter regeln


	
	Mitglieder, die Räumlichkeiten der Genossenschaft mieten, müssen zusätzlich zum Mitgliedschaftsanteil (vgl. Art. 7 Abs. 1) hinzu weitere Anteile (Wohnungsanteile) übernehmen. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement, wobei der zu übernehmende Betrag nach den Anlagekosten der Wohnung abgestuft ist, den Wohnbauförderungsvorschriften entsprechen sowie für die Finanzierung der Bauten ausreichen muss. Der Maximalbetrag beträgt 20 % der Anlagekosten der gemieteten Räumlichkeiten. Ausnahmsweise kann der Vorstand für die Wohnungsanteile Ratenzahlung bewilligen.

	Vermietungsregelement zur Abgabe der Räume


	
	

	Finanzierung von Genossenschafts-Anteilen


	
	Genossenschaftsanteile können mit Mitteln der beruflichen Vorsorge erworben werden. Der Vorstand regelt den Vollzug in einem Reglement.

	Rücklagen in Fonds oder Gewinnbeteiligung an den vermieteten Räumlichkeiten
	
	Ein Genossenschaftsfonds, welcher durch die Unterbelegungsbeiträge gemäss Art. 4 Abs. 6 und durch von der Generalversammlung festgesetzte Jahresbeiträge der Mitglieder geäufnet wird. Die Jahresbeiträge werden zusammen mit dem Mietzins eingezogen. Der Genossenschaftsfonds ist bestimmt für die jährliche Zuweisung an die Stiftung Solidaritätsfonds des Schweizerischen Verbandes für Wohnungswesen SVW sowie für soziale und ökologische Vorhaben, die im Interesse der Genossenschaft liegen. Einzelheiten regelt ein Reglement der Generalversammlung.

	Rücklagen in Fonds oder Gewinnbeteiligung an den vermieteten Räumlichkeiten


	
	Ein Mietzinsausgleichs- und -ausfallfonds, welcher durch von der Generalversammlung festgesetzte Jahresbeiträge der Mitglieder sowie durch Zuweisungen der Generalversammlung aus dem Reingewinn geäufnet werden kann. Die Jahresbeiträge werden zusammen mit dem Mietzins eingezogen. Der Mietzinsausgleichs- und –ausfallfonds dient dem Ausgleich der Mietzinsbelastung der Mitglieder, insbesondere nach Renovationen und bei Neubauten sowie der Finanzierung von Mietzinsausfällen. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement.

	Weitere Fonds und Vorgehen
	
	Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu äufnen und entsprechende Reglemente erlassen.

	Organisationsreglement


	
	Der Vorstand erlässt ein Organisationsreglement, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen, Kommissionen und Geschäftsstelle festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungspflicht regelt.

	…


	
	


2.5 Weisungen im Unternehmen

2.6 Organigramm

2.6.1 Beispiel selbstverwaltete Genossenschaft
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2.6.2 Beispiel divisionale Organisation

Zuständig für Strategien ist der Vorstand, der gemeinsam mit der erprobten Geschäftsleitung und den Mitarbeitenden die Geschäfte der Genossenschaft leitet, oberstes Organ ist die Generalversammlung:
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2.7 Leitbild
In der Zusammenarbeit und Wirkung nach Innen und Aussen wollen wir

· Ein verlässliche Partnerin sein, die auf ökonomischer Gesundheit und Leistungsfähigkeit gründet

· Fairness in & Transparenz sind nicht nur leere Worte sondern Teil unserer Identität und Kultur

· Selbstverwaltung beinhaltet Partizipation und Mitwirkung aller in der Genossenschaft engagierten Personen

· Nicht Wenige sollen stark profitieren sondern möglichst Viele sollen in den Genuss einer guten GENOSSENSCHAFTS-Wohnung kommen

· Die Häuser stellen die reine Form von sozialem Eigentum dar und bleiben dauerhaft jeder Spekulation entzogen

· Das Engagement unserer Mitglieder wirkt vielfach in die Städte und Gemeinden und wir sind bereit, Ressourcen zu teilen

· In GENOSSENSCHAFTS-Häusern sind verschiedene Haushalts- und Lebensformen eine Selbstverständlichkeit und gelegte, gesellschaftliche Realität

	Zweck
	1. Die GENOSSENSCHAFT ist eine gemeinnützige Genossenschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit. Sie bezweckt, preisgünstigen Wohn- und Gewerberaum zu erhalten und zu schaffen. Die Immobilien der GENOSSENSCHAFT bleiben dauernd jeder Spekulation entzogen.

	Umfeld
	2. Als GENOSSENSCHAFT unterstützen wir die Stadt im Bestreben, für die Bevölkerung gute Lebensbedingungen zu erhalten, für die Wirtschaft gute Rahmenbedingungen zu schaffen, in den Quartieren eine soziale Durchmischung zu erreichen und eine gute Stadtentwicklung zu fördern.

	Gleichstellung
	3. Die GENOSSENSCHAFT lebt dem Grundsatz der Gleichstellung von Frau und Mann nach. Die Arbeitsweise der GENOSSENSCHAFTund ihrer Organe zeichnet sich durch Partnerschaft und Gleichberechtigung beider Geschlechter aus.

	Orientierung an heutigen & künftigen Mietenden
	4. Wir richten unser Handeln nach den Bedürfnissen der heutigen und zukünftigen Mieterinnen und Mieter. Bei Umbau- & Erneuerungsvorhaben wird der Bewohnerschaft eine Mitsprache ermöglicht.

	Aktiv & professionelle Führung
	5. Der Vorstand der GENOSSENSCHAFT führt die Genossenschaft aktiv und professionell. Seine Zusammenarbeit ist zielgerichtet, unbürokratisch und kollegial. Für seine Arbeit wird er entschädigt.

	Kostendeckung Kosten und Erträge mit Solidarität
	6. Die Mieten werden unter Berücksichtigung der sozialen Verhältnisse der einzelnen Mieterinnen und Mieter und nach dem Prinzip der Kostendeckung des Gesamtbestandes festgelegt. Das GENOSSENSCHAFT Eigenkapital soll zum Referenzzinsatz verzinst werden.

	Partizipativ, Unabhängigkeit & Durchmischung
	7. Die Vermietung der Wohnungen und Gewerberäume erfolgt ohne Rücksicht auf Geschlecht, Alter, Religion und Nationalität. Das Zusammenleben verschiedener Mieterinnen und Mieter wird mittels einer sozialen Durchmischung bei der Vermietung angestrebt. Dabei sind wir offen für neue Wohn- und Lebensformen. Wir ermöglichen Hausgemeinschaften die Selbstverwaltung.

	Relative Preisgünstigkeit & Nachhaltigkeit
	8. Der Wohn- und Gewerberaum den wir erwerben oder bauen, soll je nach seiner Lage und Ausstattung preisgünstig sein. Wir bauen und renovieren nachhaltig, ohne Luxus, mit umweltverträglichen Materialien und Betriebsystemen.

	Hauptangebot & Langfristigkeit
	9. Bei der Schaffung von Wohnraum liegt das Schwergewicht bei Familien- oder Mehrzimmer-Wohnungen. Wir unterhalten unsere Häuser und machen für Grossreparaturen Rückstellungen.


2.8 Betriebskultur

2.8.1 Zusammenarbeit mit den Organen
	Wir klären IST-Situationen sorgfältig, detailliert und genau ab.
	Um dies zu erreichen kennen wir unsere Mieterinnen und Mieter, verfügen über wahre Informationen zu Objekten und Liegenschaften.

	Wir treffen abgesprochene Entscheidungen, die langfristig Bestand haben.
	Um dies zu erreichen, kennen wir das Rating & die langfristige Strategie zu unseren Liegenschaften. Wir hinterfragen unsere Baustandards laufend & setzen Betriebsmittel & Materialien ein, die ökologisch & ästhetisch gefallen.

	Wir wollen für alle Liegenschaften/Bauetappen Visionen haben, wie sie langfristig aussehen soll.
	Die Absichten werden festgeschrieben in Unterhalts-Strategien bis 10 Jahre & Erneuerung langfristig.

	Wir kennen unsere Liegenschaften und verfügen über alle notwendigen Informationen.
	Um dies zu sichern, erfolgt pro Jahr eine Begehung der Häuser um langfristig bewirtschaften zu können.

	Die Wirksamkeit von Personen ist in Funktionen, Aufgaben und Stellenbeschrieben geregelt, die das WIE der Handlungen beschreiben.
	Grundsätze, Arbeits- und Unternehmensethik sowie Sorgfalt, Verantwortung und Gründlichkeit sind die Basis einer professionellen Stfitungs-Bewirtschaftung.


2.8.2 Organisation, Kultur und Personalwesen
	Umgang mit Defiziten


	Fehler passieren, im Idealfall nur einmal. Eine Kultur entsteht, wenn Haltungen ein einheitliches Vorgehen ergeben.

	Evening Talks


	mit Vorstellen und Austauschen über eigene/fremde Projekte verbessert die Haltung und erhöht die Qualität.

	Afternoon Walks


	mit Besichtigungen eigener/fremder Projekte spornt an und gibt Ideen.

	Strukturen, Geschäftsabläufe, Prozesse und Checklisten
	die einfach und nachvollziehbar sind mit klaren Verantwortlichkeiten verbessern die Zusammenarbeit und das Ergebnis, schaffen Klarheit und Chancen.

	Qualitätssicherung der Bauten
	für das Bewirtschaften, für den Umgang untereinander und mit der Kundschaft

	Die der GENOSSENSCHAFT zur Verfügung stehenden Mittel sind gemeinnützig


	Gemeinnützige Gelder stellen erhöhte Anforderungen an die Sorgfalt, nur so kann die effiziente Verwendung sichergestellt werden

	Effizient wird in der GENOSSENSCHAFT so definiert, dass unsere Räume hinsichtlich Komfort und Lage preisgünstig sein müssen.
	Preisgünstig heisst, dass trotz des kleinteiligen Bestandes der Lage und Wohnung entsprechende Materialien verwendet werden sollen. Diese sollen einfach und zweckmässig sein und möglichst NICHT individualisiert werden (in der Summe der Wünsche gehen Eigenmittel verloren, auch wenn eine Mietzinserhöhung möglich ist).


2.9 Kompetenzen der Organe

Um die umfangreichen Sachgeschäfte effizient bewältigen zu können und handlungsfähige Aufsichtsorgane zu erhalten, wurde die folgende Kompetenzordnung (gemäss Statuten vom ..........):
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Doppelklicken um zu bearbeiten

2.10 Zuständigkeiten der Organe

	Bereich
	GV     Generalversammlung

VS     Vorstand
PR     Präsident 

VSM  Vorstandsmitglied

GL     Geschäftsleitung
PPA   Personal mit Prokura

P        Personal

Aufgabe / Tätigkeit
	Zuständigkeit
	Zeichnungs-berechtigt

	Gesellschaft
	Anteilscheinverkauf
	VS
	1 VSM + GL

	
	Einladungen VS
	PR + GL
	GL

	
	Protokoll VS-Sitzungen
	GL (ev 1 VSM)
	1 VSM + GL

	
	Einladung GV
	1 VSM + GL
	1 VSM + GL

	
	Protokoll GV
	PR + P
	PR + P

	
	Besondere Korrespondenz mit BWO
	1 VSM + GL
	1 VSM + GL

	
	Allgemeine Korrespondenz
	GL / P
	GL / P

	Finanzen
	Finanzierungen / Darlehen
	VS
	1 VSM + GL

	
	Schuldbrieferrichtungen
	VS
	1 VSM + GL

	
	WEG – Beanspruchung
	VS
	1 VSM + GL

	Felsenau-Liegenschaften
	Kauf von Grundstücken & Liegenschaften
	VS
	1 VSM + GL

	
	Verkauf von Liegenschaften
	GV
	1 VSM + GL

	
	Aufträge / Reparaturen / Erneuerungen

bis Fr. 20'000.- pro Fall

Fr. 20'000.- bis Fr. 50'000.- pro Fall

Ab Fr. 50'000.- pro Fall
	GL

2 VSM

VS
	GL

1 VSM + GL

1 VSM + GL

	
	Routinegeschäfte mit BWO
	GL / P
	GL / P

	
	Abschluss Service-Verträge
	GL
	GL + PPA

	
	Anstellung von Hauswarten
	GL
	GL + PPA

	
	Mietverträge abschliessen
	GL
	GL + PPA

	
	Mietverträge kündigen
	1 VSM + GL
	1 VSM + GL

	
	Zahlungsverkehr mit Banken
	GL / P
	GL + P

	
	Vollmacht Prozessierung
	2 VSM
	1 VSM + GL

	Personal
	Pflichtenhefte Geschäftsleitung/Personal
	VS
	

	
	Personalanstellung
	VS
	2 VSM


2.11 Funktionendiagramm

	Bereich
	A  Antrag

E  Entscheid

I   Informationsanspruch

K  Kontrolle

M Mitwirkung

V  Vollzug

Aufgaben / Pflichten
	Generalversammlung
	Vorstand
	Geschäftsleitung /

Immobilien-Treuhand
	Immobilien-Verwalter/in
	Sekretariat /

Buchhaltung

	A. Gesellschaft
	
	
	
	
	
	

	Generalversammlung
	Einladung GV
	I
	M
	V
	I
	I

	
	Vorbereiten der GV
	
	M
	V
	
	

	
	Präsenzkontrolle GV
	
	
	M
	
	V

	
	Protokoll GV
	E
	A
	
	
	V

	
	Erstellen des Jahresberichts
	E
	M
	V
	
	

	
	GV Beschlüsse umsetzen
	E
	A/ M
	A/ V
	
	

	Vorstand
	Einladung VS - Sitzungen
	
	M
	V
	
	

	
	Vorbereitungen VS - Sitzungen
	
	M
	V
	
	

	
	Protokoll VS - Sitzungen
	
	E
	V
	I
	

	
	Präsenzliste VS - Sitzungen führen
	
	
	V
	
	

	
	VS - Sitzungsgelder auszahlen
	
	
	
	
	V

	Genossenschafts-Anteilscheine
	Erstellen der Anteilscheine & Zertifikate
	
	
	M
	
	V

	
	Führen des Anteilschein-Registers
	
	
	M
	
	V

	
	Adress- und Kontenlisten nachführen
	
	
	M
	
	V

	
	Dividenden- bzw. Verzinsungs-Auszahlung
	E
	
	M
	
	V

	
	Anteilschein-Verkauf / -Rückkauf
	
	E
	V
	
	

	Darlehen
	Erstellen der Darlehensverträge
	
	
	V
	
	

	
	Führen der Darlehenskontrolle
	
	I
	M
	
	V

	
	Akquisition von Darlehen
	
	A
	V
	
	

	
	Schuldbrieferrichtung, WEG beanspruchen
	
	E
	V
	
	

	Buchhaltung
	Kontoplan führen
	
	
	E
	
	V

	
	Buchhaltung führen
	
	
	
	
	V

	
	Betriebs- Jahresabschluss erstellen
	
	E
	M
	
	V

	
	Finanz- Jahresabschluss erstellen
	E
	M
	V
	
	

	
	Vorschlag Gewinnverteilung an VS
	E
	A
	A
	
	

	
	Theoretische LG-Buchhaltung führen
	
	
	V
	
	

	
	Belege kontieren
	
	
	M
	
	V

	
	Belege buchen
	
	
	M
	
	V

	
	Rückstellungen vornehmen
	
	M
	V
	
	

	
	Zahlungen visieren
	
	
	V
	
	

	
	Zahlungen monatlich anweisen
	
	
	M
	
	V

	
	Bargeldkasse führen
	
	
	
	
	V

	
	Begleitung Revision
	
	I
	V
	
	

	Finanzen
	Mittelbeschaffung / Liquiditätskontrolle
	
	M
	V
	
	

	
	Mittelflussrechnung erstellen
	
	I
	V
	
	

	
	Budget
	
	E
	V
	
	

	
	Finanzplanung
	
	E
	V
	
	

	
	Finanzierungen vorbereiten
	
	I
	V
	
	

	
	Finanzielle Kennzahlen ermitteln
	
	I
	V
	
	

	Qualitätssicherung / Leitbild / Strategien
	Erstellen / anpassen des Q - Handbuches
	
	I
	V
	I
	

	
	Ueberwachung der Qualitätssicherung
	
	M
	V
	
	

	
	Erstellen des GENOSSENSCHAFT - Leitbildes
	
	E
	V
	I
	

	
	Organisation und Strategien
	
	E
	V
	I
	

	B. Intern
	
	
	
	
	
	

	Personal
	Pflichtenhefte GL und Angestellte erstellen
	
	E/ M
	V
	
	

	
	Vorschläge an VS für Anstellungen
	
	M
	V
	
	

	
	Anstellungsverträge Festangestellte
	
	E
	V
	
	

	
	Anstellungsverträge Aushilfen
	
	
	E
	
	

	
	Lohn- + Sozialleistungszahlungen
	
	
	M
	
	V

	
	Erstellen von Lohnausweisen
	
	
	
	
	V

	
	Personalbeurteilungen / Arbeitszeugnisse
	
	V
	V
	
	


	Bereich
	A  Antrag

E  Entscheid

I   Informationsanspruch

K  Kontrolle

M Mitwirkung

V  Vollzug

Aufgaben / Pflichten
	Generalversammlung
	Vorstand
	Geschäftsleitung /

Immobilien-Treuhand
	Immobilien-Verwalter/in
	Sekretariat /

Buchhaltung

	B. Intern
	
	
	
	
	
	

	Sekretariat
	Leitung von Sekretariat + Buchhaltung
	
	
	V
	
	

	
	Allgemeine Sekretariatsarbeiten
	
	
	
	
	V

	
	Betreuung Telefon / Post / Büromaterial
	
	
	
	
	V

	
	Formularablage führen
	
	
	
	
	V

	Steuern / Versicherungen
	Steuer- + Versicherungsabrechungen
	
	
	M
	
	V

	
	Abschluss von Versicherungen
	
	I
	V
	
	

	
	Verrechnungssteuer - Rückforderung
	
	
	
	
	V

	
	MWSt - Abrechnungen
	
	
	
	
	V

	EDV
	EDV - Datensicherungen
	
	
	V
	
	

	
	EDV - Strukturüberwachung
	
	
	V
	
	

	
	Up-Date und Hotline - Betreuung
	
	
	V
	
	M

	C. Liegenschaften
	
	
	
	
	
	

	Akquisition
	Akquisition Kauf von Liegenschaften
	
	I
	V
	
	

	
	Kaufverträge vorbereiten/abschliessen
	
	E
	V
	
	

	
	Verwaltungsverträge vorbereiten/abschliessen
	
	(E)
	V
	
	

	
	Verkauf von Liegenschaften
	E
	M
	V
	
	

	Liegenschaftsbewirtschaftung
	Baubegleitungen eigene LG
	
	
	V
	
	

	
	Garantieabnahmen eigene LG
	
	
	V
	M
	

	
	Unterhalts- + Erneuerungsplanung
	
	(E)
	M
	V
	

	
	Anordnung Reparaturen / Unterhalt LG
	
	(E)
	M
	V
	

	
	Wohnungsrenovationen Mieterwechsel
	
	
	M
	V
	

	
	Abschluss Serviceverträge
	
	
	M
	V
	

	
	Zustandskontrollen / Grobdiagnose
	
	I
	M
	V
	

	
	LG spezifischer Jahresbericht
	
	I
	M
	V
	

	Verkehr mit externen Stellen
	Verkehr mit Amtsstellen, öffentlichen Ämtern, Dienstleistungsbetriebe, Unternehmer
	
	
	M
	V
	

	
	
	
	
	
	V
	

	
	Verkehr mit BWO (WEG)
	
	(M)
	V
	
	

	
	Vereinbarungen mit Banken
	
	(M)
	M
	V
	

	
	Geschäftsverkehr mit Banken
	
	
	M
	V
	

	
	Abschlüsse von Versicherungen
	
	
	M
	V
	

	
	Verkehr mit Mieterschlichtungsstellen
	
	I
	M
	V
	

	
	Prozessführung
	
	E
	V
	M
	

	Betreuung Hauswartung
	Anstellen, Abschluss, Auflösen HW-Vertrag
	
	
	M
	V
	

	
	Erstellung von Pflichtenhefte für Hauswarte
	
	
	(M)
	V
	

	
	Einführung der Hauswarte in ihre Aufgaben
	
	
	
	V
	

	
	Periodische Ueberwachung ihrer Arbeiten
	
	
	
	V
	

	
	Kontrolle Stundenlisten 
	
	
	
	V
	

	
	Lohnzahlungen / Spesenvergütungen
	
	
	
	V
	

	Buchhaltung / Inkasso
	Kontenpläne erstellen
	
	
	(M)
	V
	

	
	Sollstellung der Mietzinse durchführen
	
	
	
	V
	

	
	Inkasso der Mietzinse und NK -Beiträge
	
	
	
	V
	

	
	Mahnungs- und Betreibungswesen
	
	
	
	V
	

	
	Verwaltung von Mietzinsdepot
	
	
	
	V
	

	
	Bezahlung (LG bezogen) Kredi-Fakturen, Gebühren, Abgaben, Versicherungsprämien, Löhne, Zinsen, Amortisation
	
	
	
	V
	

	
	Belege kontieren
	
	
	
	V
	

	
	Jahresabschlüsse erstellen
	
	
	(M)
	V
	

	
	Nebenkostenabrechnung erstellen
	
	
	(M)
	V
	


2.12 Risiko-Management und Internes Kontrollsystem IKS

Risikomanagement umfasst:

· Festlegung von Zielen auf Basis der Definition von Strategie (oder Visionen der Risikosteuerung anwendenden Stelle).

· Definition von Werttreibern oder kritischen Erfolgsfaktoren zur Erreichung von Zielen 

· Festlegung einer Risikomanagement-Strategie 

· Identifikation von Risiken (im Finanzrisikomanagement mit „Exposure-Ermittlung” bezeichnet) 

· Bewertung/Messung von Risiken 

· Bewältigung von Risiken 

· Steuerung der Risikoabwehr 

· [image: image37.wmf] 
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Risikomanagement beginnt in dem Moment, in dem eine Vision, ein Wunschbild der zukünftigen Realität entsteht. Denn die Chancen, die man dazu wahrnehmen muss, werden durch Unwägbarkeiten gefährdet. Ohne konkrete Ziele lassen sich keine Abweichungen messen. Die Wahl der Strategie ist abhängig von der Risikobereitschaft (risikoavers, -neutral oder -freudig) bei einem Vorhaben.

2.12.1 Steuerung der Risiken
Grundsätzlich gibt es fünf unterschiedliche Risikosteuerungsstrategien:

· Risikovermeidung: Eine vollständige Vermeidung von Risiken ist nicht Ziel des Risikomanagements und kann nur erreicht werden, indem man die risikobehaftete Aktivität unterlässt. Sinnvoll ist dies nur bei bestandsgefährdenden Risiken. 

· Risikoverminderung: Die Verminderung von Risiken setzt darauf, Risikopotenziale - nicht wie bei der Risikovermeidung - auszuschließen, sondern auf ein akzeptables Maß zu reduzieren. 

· Risikobegrenzung: Die Risikobegrenzung gliedert sich auf in zwei Teilbereiche, der Risikostreuung (auch -diversifikation) und der Risikolimitierung. Die Risikostreuung fußt auf der Portfolio-Theorie, die besagt, dass die Kombination nicht vollständig miteinander korrelierender Anlagealternativen in einem Portfolio einen Di-versifikationseffekt bewirkt, der in der Summe die Einzelrisiken neutralisiert. Bei der Risikolimitierung setzt das Management Limite (also definierte Obergrenzen) für das Eingehen von Risiken. 

· Risikoüberwälzung: Bei der Risikoüberwälzung wird das Risiko durch faktische oder vertragliche, teilweise oder völlige Überwälzung an Dritte übertragen. Die Übertragung steht in Verbindung mit einem zusätzlichen Geschäft, das das Risiko vollständig oder zu wesentlichen Teilen an Dritte weitergibt. Das Risiko wird hierbei nicht beseitigt, sondern wechselt den Risikoträger. Unterschieden werden kann zwischen der Überwälzung auf Versicherungsunternehmen und auf Vertragspartner. 

· Risikoakzeptanz: Die Vermeidung, Verminderung und Überwälzung von Risiken kann die Risiken nicht voll-ständig ausschließen. Das verbleibende Restrisiko muss das Unternehmen akzeptieren und selbst tragen. Dies bedingt das Vorhandensein eines entsprechenden Risikodeckungspotenzials, da ein ggf. eintretender Schaden aus eigener Kraft gedeckt werden muss. Die Akzeptanz von Risiken sollte dann gewählt werden, wenn die vorstehend beschriebenen Wege in keiner positiven Aufwand-Nutzen-Relation stehen würden.

3 Unternehmensstrategien
3.1 Strategie und Regeneration

Woran erkennt man die Notwendigkeit zum Wandel oder allfällige Störfaktoren, die den langfristigen Verlauf der GENOSSENSCHAFT beeinflussen?

· Wie ist die Wettbewerbsstabilität?

· Ist die Preisgestaltung so, wie wir es wünschen?

· Gibt es starke Nachfrageschwankungen und/oder bessere Produkte / Wohnungen auf dem Markt?

· Sind unsere Renditeansprüche im Branchenmittel erreicht worden?

· Sind die Mehrzahl der intuitiven Entscheidungen richtig gefällt worden?

[image: image38.wmf] 

PHASE 1

 

Rahmenbedingungen

 

PHASE 2

 

Entscheidungsgrundlage

 

PHASE 3

 

Angebot, Projekt

 

PHASE 4

 

Realisierung

 

PHASE 5

 

Fertigstellung

 

1.

 

Marktsituation (Vermietbarkeit, Lage,

 

Angebot Konkurrenz)

 

2.

 

Umfeld (Benutzer, Amortisation Miete)

 

3.

 

Eigenschaften (Raum

-

Aufteilung/

-

Angebot)

 

1.

 

Bestandesaufnahme (Periodische 

Besichtigung)

 

2.

 

Finanzierung

 

3.

 

Mieterinnen

-

/Mieterinformation

 

1.

 

Vorprojekt

 

2.

 

Angebot

 

3.

 

Sicherstellung der

 Finanzierung

 

 

4.

 

Wahl des Vertragspartners

 

5.

 

Werkvertrag

 

6.

 

Baubewilligungen

 

1.

 

Überwachung der Ausführung

 

2.

 

Mieterinnen

-

/Mieterbetreuung

 

3.

 

Bautreuhand

 

4.

 

Garantieüberwachung

 

1.

 

SOLL

-

/IST

-

Vergleich

 

2.

 

Ertragslage

 

3.

 

Investitionspolitik

 

ENTSCHEID 

BAUKREDIT durch 

GV / Vorstand

 

ARCHITEKTUR

-

AUFTRAG SIA

 

è

 

PHASE I XXX

 

è

 

34

-

40% je nach 

Detaillierung

 

 

Auslösung bis und mit

 

Kosten

-

Voranschlag

 

 

Über die Vergabe der 

Ausführung wird nach 

Erteilung Baukredit 

entschieden

 

AUSFÜHRUNGS

-

PHASE NACH SIA

 

è

 

PHASE II XXX

 

è

 

66

-

60% je nach 

Phase I

 

 

Miteinbezug beauf

-

tragte BL/GU/Archi 

für Ausführung in 

Detailplanung + 

Ausschreibung

 


Unternehmensstrategien helfen, alle Ressourcen und Aktivitäten des Unternehmens auf eine nachhaltige Erfolgssicherung auszurichten und eine Leitlinie für das Tagesgeschäft zu bieten. Strategische Management- und Kennzahlensysteme (wie die Balanced Scorecard) ermöglichen die Kommunikation und praktische Umsetzung einer Strategie durch die Zuordnung der erforderlichen Maßnahmen und Verantwortlichkeiten zu strategischen Zielen, die durch klar messbare Kennzahlen beschrieben werden.

Mittels der Unternehmensstrategie werden Grundfragen eines Unternehmens beantwortet:

· Warum ist das Unternehmen da? Welches ist das einzigartige Erfolgspotential (Differenzierungspotential, Alleinstellungsmerkmal, Schlüssel) des Unternehmens? 

· Wofür ist das Unternehmen da? Für welche ganz bestimmte Kundengruppe (Schloss) kann das Unternehmen der beste Problemlöser sein? 

· Wohin will das Unternehmen? Welche qualitativen und quantitativen Ziele will das Unternehmen erreichen? 

· Wie erreicht das Unternehmen die gesetzten qualitativen und quantitativen Ziele? Welche Umsetzungsstrategie führt zur effektiven und effizienten Zielerreichung? 

· Was behindert das Unternehmen im Moment am meisten an der Strategieumsetzung? Welcher aktuell brennendste Engpass blockiert die Strategieumsetzung?

Die Strategie soll Aussagen liefern zu:

· zu den grundsätzlichen Fähigkeiten (Kernkompetenzen) des Unternehmens,

· den aussichtsreichen Geschäftsfeldern,

· die für den Kunden erkennbaren Wettbewerbsvorteile,

· die grundsätzliche Gestaltung der Wertschöpfungskette (Arbeitsprozesse),

· Aussagen über die strategische Stoßrichtung (Wachstum, Rentabilitätssteigerung, Risikoreduzierung) liefern.

Um die richtigen Antworten und Inhalte für eine Strategie zu finden, können die folgenden Orientierungsfragen zur Strategieentwicklung helfen:

· Kernkompetenzen: Welche Kernkompetenzen hat das Unternehmen bereits, und welche vorhandenen Stärken könnten zu Kernkompetenzen ausgebaut werden? Welche Kernkompetenzen sind auf Grund der identifizierten Trends im Umfeld des Unternehmens zukünftig maßgeblich? 

· Geschäftsfelder und Wettbewerbsvorteile: Auf welchen Geschäftsfeldern zahlen sich die (Kern-)Kompetenzen und sonstigen Erfolgspotenziale des Unternehmens besonders aus? Welche sind auf Grund der Umfeldbedingung (Wettbewerbskräfte, Strategien und Positionierung der Wettbewerber) auch ausreichend attraktiv? Welches sind die zentralen Probleme oder Wünsche der Kunden? Bezüglich welcher für die Kunden maßgeblichen Kaufkriterien können prinzipiell Wettbewerbsvorteile aufgebaut werden? Welche dieser potenziellen Wettbewerbsvorteile sind in Anbetracht der Erfolgspotenziale und insbesondere der Kernkompetenzen des Unternehmens realistisch und nachhaltig verteidigbar? 

3.2 Unterscheidungskriterien
Heute muss man davon ausgehen, dass Unternehmensstrategien teilweise durch bewusste, mehr oder weniger rationale, Entscheidungen der Unternehmer und zudem auf einer Vielzahl operativer Einzelentscheidungen basieren, die sich in ihre Gesamtheit zu einer bestimmten strategischen Ausrichtung verdichten. Mintzberg unterscheidet daher anhand der Kriterien:

· „geplant“ versus „nicht geplant“ und 

· „realisiert“ versus „nicht realisiert“, 

die drei Typen von Strategien:

· intendierte Strategien (geplant und realisiert), 

· unrealisierte Strategien (geplant, aber nicht realisiert), 

· emergente Strategien (realisiert, aber nicht geplant). 

Emergente Strategien sind dabei genau diejenigen, die aus der Verdichtung einzelner Handlungen entstehen und so die Ausrichtung eines Unternehmens bestimmen. Heute kann strategisches Management nicht mehr als alleiniger Top-Down-Prozess des Managements verstanden werden, weil emergente Prozesse die Entstehung von Strategien mit beeinflussen, was die Einbeziehung einer breiten Mitarbeiter-Basis erfordert. Dies ändert jedoch nichts daran, dass die Unternehmensführung die Gesamtverantwortung für die Unternehmensstrategie behält und die Grundzüge der Unternehmensstrategie entwickeln und vorgeben muss.
3.3 Jährliche Planungs- und Zielfindung mit Massnahmen

	Übergeordnetes Ziel


	Aufgaben, Ziele, Strategien & Massnahmen der Genossenschaft GENOSSENSCHAFT sollen aufgrund der Stärken- Schwächenanalyse überprüft, gebündelt oder neu geschaffen werden. Ziel ist

Möglichst vielen Wohnungssuchenden im … eine gute, preisgünstige, sichere Wohnung bieten zu können.



	Jahresziele 2011

	Ziel 
	Was
	Wer
	Tätigkeiten & Massnahmen

	1
	Mitglieder betreuen: Ausbildungen, Gemeinsinn & Fachwissen fördern
	
	· 

	2
	Wahrnehmung in der Öffentlichkeit verbessern
	
	· 

	3
	Wachstum: Wohn- und Arbeits-Chancen für Mitglieder erarbeiten
	
	· 

	4
	ARGE Netzwerkgruppe Genossenschaft mit Haus-/Landeigentümern schaffen („Freunde der GENOSSENSCHAFT“)
	
	· 

	5
	Arbeitsgruppe Bauen & Entwickeln


	
	· 

	6
	Erstellen von Projekt- und Hausbeschreibungen und Kurzbeschrieb der GENOSSENSCHAFT mit Angebot
	
	· 

	Pendenzenliste

	Thema
	Beschreibung
	Zuständig
	Termin

	Termine & Sitzungen
	· 
	Vorstand
	Laufend

	Zukunft & Visionen
	· 
	Vorstand
	Laufend

	Organisation
	· Erarbeiten Organigramm, Werte, Normen, Zusammenarbeit

· Einbauen ins Organisationshandbuch
	Vorstand
	Ende 2011


4 Projektidee mit Konzept, Organisation & Planung

4.1 Grobkonzept der IG Wohnen in …
4.1.1 Name & Mitglieder der IG Wohnen in …
Die IG oder Interessengemeinschaft Wohnen in … sind:

· Person 1

· Person 2

· Person 3

· Person 4

· Person 5

· Person 6

4.1.2 Ausgangslage
Das Grundstück/Haus ist seit 9999 in Besitz …

4.2 Idee
Die IG möchte das Grundstück kaufen, um so zu gewährleisten, dass …

4.2.1 Wohnen
4.2.2 Arbeiten
4.3 Organisation
4.3.1 Rechtsform
Zum Kauf der Liegenschaft/des Grundstücks wird eine Genossenschaft gegründet. Diese soll in der Öffentlichkeit breit abgestützt sein.
In den Statuten soll verankert werden, dass … und dass dieser Eintrag nur mit einer Zweidrittelmehrheit der Genossenschafter und Genossenschafterinnen geändert werden kann.

4.3.2 Finanzierung
Die Genossenschaft rechnet mit Investitionen in die Liegenschaft im Umfang von X Mio. CHF. Bei einem Kaufpreis von X Mio. CHF ergibt sich ein totales Anlagevolumen im Umfang von X Mio. CHF.
Erste Vorabklärungen bei Finanzexperten sehen einen Eigenkapitalbedarf von ca. X Mio. CHF. (inkl. Investitionen) vor. Für die Finanzierung dieses Eigenkapitals werden Anteilscheine ausgegeben. Die Anteilscheine werden nicht verzinst und sind die ersten drei bis fünf Jahre nicht kündbar. Es ist vorgesehen, für die Finanzierung des Eigenkapitals Anteilscheine ab 2'000 CHF auszugeben. Rund XXX Genossenschafterinnen & Genossenschafter würden eine Finanzierung sicherstellen.
Die Vorteile der Genossenschafter und Genossenschafterinnen werden an der Gründungsversammlung der Genossenschaft erarbeitet und festgelegt.
4.4 Umsetzen Bauprojekt & Bauzeit

Konkreter Terminplan ab heutiger Offerte bis zum Landkauf und erteilter Baubewilligung bei Direktauftrag für Architektur und Bauleitung. Es sind folgende Meilensteine vorgesehen:
	Lieferobjekt
	Datum
	Bemerkung

	Anzahlung I

	Bis …
	XXX CHF

	Entwurf Kaufvertrag


	Bis …
	Durch zugelassenen Notar

Bereinigung der unterzeichnenden Personen und Vertragsinhalte

	Unterzeichnung Kaufvertrag

	Bis …
	Bereinigung Finanzierung und Fremdkapital

Einzahlungen Eigenkapital in Form Anteilscheinkapital

Überweisung Eigenkapital und Ausfertigen unwiderrufliches Zahlungsversprechen

	Übergang von Nutzen & Gefahr

	Bis …
	Auslaufender Mietvertrag mit …

	Räumung Lokal


	Bis …
	Räumung und Rückgabe der Räumlichkeiten gemäss Inventar

	Umbauarbeiten & Anpassungen am bestehenden Haus

	Bis …
	Investitionen gemäss detaillierten Kalkulationen

	Neubauarbeiten Grundstück


	Bis …
	

	Eröffnung & Bezug der Räume


	Bis …
	Rauschendes Eröffnungsfest


4.5 Inhalt Kaufvertrag
Die genauen Vertragsinhalte sind durch einen im Kanton Aargau zugelassenen Notar zu verfassen. Im Folgenden wollen wir Ihnen einige Eckpunkte für den Vertrag angeben:

	Zwischen der Grundeigentümerin bzw. Verkäuferin
	Grundeigentümerin XXX, vertreten durch
· Person/en
Beauftragte Immobilien-Treuhänderin XXX, vertreten durch:

· Person/en


	Und der Käuferin


	Gemeinnützige Genossenschaft Wohnen in …, vertreten durch
· Person 1

· Person 2


	Kaufobjekt
	Musterstrasse 99 in 9999 Muster
Parzelle XXX, Kataster XXX, Gemeinde XXX


	Präambel zum Kaufvertrag
	Der vorliegende Kaufvertrag dient neben dem Verkauf der Liegenschaft / des Grundstückes dem Erhalt der gemäss Verkäuferin gewünschten … Nutzung der Liegenschaft … in ….

Es erfolgte vorgängig eine Anzahlung von XXX CHF, die mit dem Kaufpreis von X Mio. CHF verrechnet wird. Mit Valuta 9.9.9999 wird der restliche Kaufpreis – entsprechend dem vorliegenden, vorbehältlich der Eigentumsübertragung des unwiderruflichen Zahlungsversprechens von 1,15 Mio. CHF einer schweizerischen Bank – überwiesen.

Mit den heutigen Mietenden ist vereinbart, dass ….


	Unsere Politik


	Die IG und Genossenschaft Wohnen in wird ein Konzept … umsetzen.
	· preisgünstige Mietzinse anzubieten

· hochwertige Architektur anzustreben und ökologisch zu bauen

· sich nicht am Gewinn zu orientieren

· achtsam mit dem Umfeld umzugehen


	Vision


	Was wir uns konkret an dieser Situation bzw. auf den beiden Parzellen vorstellen könnten:


	· Wir sind offen für das Ansprechen eines breiten, an … interessierten Publikums.
· Es soll …
· Wir streben eine Nutzung an, die ….


	Terminprogramm

	Gemäss Angebot und Grundkonzept vom ….

	Ablauf Verkauf und Planung für Erneuerung und Neubau auf den Grundstücken
	· Der Antritt des Grundstückes durch die Käuferin in Rechten & Pflichten, Nutzen, Lasten & Gefahr erfolgt mit dem grundbuchlichen Vertragsvollzug – voraussichtlich im ….

· Allfällige Altlasten sind durch den Grundeigentümer zu tragen. Kommen diese im laufenden Verkaufs- & Bauprozess zum Vorschein, werden Beseitigungs- & Entsorgungskosten verrechnet.



	Kaufs- und Verkaufs-Verpflichtung
	Kommt der Verkauf nicht zum Abschluss & und liegen die Gründe ...
· .. bei der Käuferin, so gehen Anzahlung und erbrachte Arbeitsleistungen sowie sämtliche weiteren Kosten für die Projektentwicklung zu deren Lasten. Die Anzahlung verbleibt bei der Verkäuferin, im Sinne einer Umtriebsentschädigung.

· ... bei der Verkäuferin, so sind die bereits erbrachten Planungs- & Entwicklungsleistungen zu entschädigen. Die Käuferin präsentiert für Ihre Aufwendungen Belege und ist bereit, alle Unterlagen zu übergeben (z. B. Änderung der baurechtlichen Voraussetzungen, Verkauf an einen Dritten). Die Anzahlung ist zurück zu erstatten.


	Ermächtigung für Abklärungen
	· Die Käuferin ist nach Unterzeichnung dieses Vertrages ermächtigt, das erforderliche Baugesuch einzureichen sowie ganz allgemein alle Vorkehrungen zur Erlangung der erforderlichen Baubewilligung zu treffen.



	Abgaben / Haftung
	· Die Käuferin trägt alle mit den Gebäuden und dem Grundstücken verbundenen öffentlich- und privatrechtlichen Verpflichtungen. Werden Steuern & Abgaben (inkl. Meteorwassergebühren), welche die Gebäude und das Land betreffen, beim Verkäufer erhoben, so hat die Käuferin in vollem Umfang Ersatz zu leisten.

· Die Verkäuferin ist nicht berechtigt, ohne Einwilligung der Käuferin gerichtliche Klagen anzuerkennen oder Vergleiche abzuschliessen, welche die Käuferin belasten.

· Sollte der Nutzungsbeginn aus irgendwelchen Gründen innert zwei Jahren seit der Vertragsbeurkundung nicht erfolgt sein, kann die Verkäuferin die Aufhebung des Verkaufsvertrages verlangen.


	Die Verkäuferin ist mit schriftlicher Vollmacht vertreten durch
	Name, Vorname

Geburtsdatum, Heimatort

Wohnhaft
	Name, Vorname

Geburtsdatum, Heimatort

Wohnhaft

	Unterschriften Verkäuferin
	......................................

Name, Vorname
	......................................

Name, Vorname

	Die Käuferin ist mit schriftlicher Vollmacht vertreten durch:
	Name, Vorname

Geburtsdatum, Heimatort

Wohnhaft
	Name, Vorname

Geburtsdatum, Heimatort

Wohnhaft

	Unterschriften Käuferin
	......................................

Name, Vorname
	......................................

Name, Vorname


4.6 Finanzierung und Zahlungsmodalitäten

Nach einer definitiven Zusage könnte ein Vorvertrag unterzeichnet werden, in Anlehnung an unseren Vorschlag, und ist eine Anzahlung von XXX CHF zur Zahlung als Reservationsgebühr fällig.

Die vollständige Erbringung des Kaufspreises ist der Übergang von Nutzen & Gefahr an der Liegenschaft, voraussichtlich per 99.99.9999 (Ende Mietvertrag …).

So ist gewährleistet, dass die Verkäuferschaft davon ausgehen kann, dass der vereinbarte Verkauf zu Stande kommt. Gibt es Zahlungsverzüge, gelangt die Verkäuferin in Besitz einer zur Umsetzung reifen Nutzung, die die weitere Verkaufbarkeit verbessern würde.
4.7 Funktionsweise Kostenmiete, Ausgestaltung Baurecht, Baurechtszins
Die Käuferin – eine zu gründende, gemeinnützige Baugenossenschaft – berechnet ihre Mietzinse im Kostenmiete-Modell. Gegenüber Mietenden wird alle zwei bis drei Jahre Einblick in die Kostensituation der Liegenschaft gewährt. Das Modell wird nach Erstellung den effektiven Erstellungskosten – gemäss Bauabrechnung – angepasst.

Ebenso im Alltagsbetrieb: aufgrund der effektiven Vollkosten, wird der jeweilige Mietzins festgesetzt:
· Der kalkulatorische Zinssatz beträgt mindestens 3,005%. Damit sind alle Kosten gedeckt und die Rückstellungen für den langfristigen Werterhalt gesichert. Diese Kosten werden als zwingende jährliche Mietzinseinnahmen verwendet (Kostenmiete oder Vollkosten = Mietzinse pro Jahr).

· Die Mietzinse stehen somit in direkter Abhängigkeit zu Erstellungs- und Landkosten. Verändern sich diese Kostenfaktoren, sinkt oder steigt auch der Mietzins. Die Bauträgerin kann so hohe Transparenz und Verlässlichkeit für das Erreichen preisgünstiger Mietzinse bieten.

· Mit dieser Berechnung ist Gewähr geboten, dass die Räume hochwertig weiter genutzt und betrieben werden können. Zudem ist die langfristige Lebensfähigkeit des Projektes gesichert.

· Das eingesetzte Anteilschein- und Eigenkapital ist nicht verzinst und „verbilligt“ den Betrieb der Liegenschaft.

4.8 Kennwerte zu Landwert, Anlagewert, Mietzinse & Rentabilität
Die im Anhang beiliegenden, detaillierten Berechnungen stellen ein Funktionsmodell dar. Verändern sich die Parameter, werden auch die Mietzinse entsprechend verändert. Der Kaufpreis für bestehende Gebäude und Land bleiben sich gleich. Dabei werden folgende Eckwerte angewendet:

· Die mutmasslichen Investitionen betragen rund X Mio. CHF (für …).

· Neben Kaufspesen von rund 99'999 CHF investiert die Genossenschaft in das Gebäude rund X Mio. CHF und baut die bestehenden Räume für X Mio. CHF aus. Die gesamten Investitionen betragen X Mio. CHF. Die eingesetzten Baukosten sichern eine nachhaltige Bauweise mit gesunden, langlebigen Materialien.

· Das Eigenkapital von X Mio. CHF, bestehend aus dem Anteilscheinkapital von rund X Mio. CHF ohne Verzinsung, beinhaltet ein Darlehen mit Rangrücktritt gegenüber der finanzierenden Bank im Betrag von rund X Mio. CHF, ist sehr preiswert und ermöglicht deshalb einen kostengünstigen Betrieb.

· Der kalkulatorische Zinssatz erlaubt die Deckung aller für den langfristigen Erhalt der Gesamtanlage anfallenden Kosten.

· Der durchschnittliche Mietzins je Quadratmeter Hauptnutzfläche beträgt (inkl. Lagerräumen) rund XXX CHF pro m2 und Jahr. Der Preis ist lagebereinigt sehr günstig.

· Der resultierende Preis je Quadratmeter Hauptnutzfläche nach SIA 416 (reine, vermietbare Fläche des Mietobjektes) von rund 4’358 CHF/m2 (mit Land) ist der Lage & Qualität des Hauses angepasst.

4.9 Dokumentation Liegenschaft & Grundstück
	Geschichte Grundstück und Haus
	…


	Heutige Situation
	…


	Beschrieb Liegenschaft


	…



	Baubeschrieb der Liegenschaft


	…


	Objektart
	…


	Adresse
	…



	Nutzfläche
	…



	Kubatur
	…



	Parzellengrösse
	…



	Heizsystem
	…




4.9.1 Fotos und Ansichten Grundstück & heutige Bauten
4.9.2 Schnitt durch die Liegenschaft und Fassade

4.9.3 Kataster & Situation

· Situationsplan
· Katasterplan

4.9.4 Grundrisse 

· Untergeschoss

· Erdgeschoss

· 1. & 2. Obergeschoss

· 3. Obergeschoss / Dachgeschoss / Attika-Geschoss
4.10 Berechnungen & Kennzahlen

4.10.1 Kaufpreis & Investitionen in Unterhalt und Erneuerung Liegenschaft = Anlagewert
· Der Grundsatz für Investitionen lautet: so spät wie möglich, so wenig wie nötig. In den Kosten sind alle heute sichtbaren, anstehenden Investitionen aufgeführt.

· Neben Kaufspesen von rund 30’ investiert die Genossenschaft in das Gebäude rund 115’ + 28’ und baut die Räume Gastro für 91’ und Kultur für 30’ aus. Die gesamten Investitionen betragen 1,53 Mio. CHF. Die eingesetzten Baukosten sichern eine nachhaltige Bauweise mit gesunden, langlebigen Materialien.
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4.10.2 Anlagewert x kalkulatorische Kosten & Rückstellungen = Kostenmiete & Rentabilität

· Die Genossenschaft benötigt ein Hypothekar-Darlehen in der Höhe von 2,5 Mio. CHF.

· Das Eigenkapital, besteht aus Anteilscheinkapital bzw. Pflichtdarlehen der Mietenden von 355’000 CHF mit einer Verzinsung von 2%. Das freie Darlehen von 380'000 CHF ist von der Stiftung für das Alter und wird vorerst nach banküblichen Ansätzen verzinst. Je Wohnung sind SVW-Förder-Darlehen erhältlich von rund 330'000 CHF.

· Der kalkulatorische Zinssatz ist 4,66%. Damit sind alle Kosten gedeckt für den langfristigen Erhalt des Hauses. Die Nettorendite auf investiertem Eigenkapital ist 2,39%.

· Diese Kosten werden als zwingende jährliche Mietzinseinnahmen verwendet (Kostenmiete oder Vollkosten = Mietzinse pro Jahr / in Abhängigkeit zu Land- & Baukosten).
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4.10.3 Kostenmiete & gewichtete Raumbewertung = sinnvolle Kosten-Mietzinse
· Aufgrund der effektiven Kosten, wird der Mietzins festgesetzt. Das Modell wird nach Erstellung den effektiven Baukosten gemäss Abrechnung angepasst.

· Die Genossenschaft kann der Verkäuferin hohe Transparenz und Verlässlichkeit für das Erreichen preisgünstiger Mietzinse und hochwertiger Nutzung bieten.

· Die langfristige Lebensfähigkeit der Anlage ist gesichert: Die Mietzinse bewegen sich zwischen 220 und 235 CHF je m2 und Jahr für fertig ausgebaute Wohnräume; der Gemeinschaftsraumanteil ist dabei inbegriffen.

[image: image41.png]BILANZ Homes 032008 vom 12. September 2008

Neues Wohnen im Alter: Modelle mit Zukunft
Die Anspriiche ans Wohnen veréindern sich in jeder Lebensphase.
BILANZ Homes stellt neue Konzepte fiir Menschen iiber 50 vor.
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4.10.4 Kennzahlen, Betriebssicherheit & Übersicht

· Der resultierende Preis je Quadratmeter Hauptnutzfläche nach SIA 416 (reine, vermietbare Fläche des Mietobjektes) von rund 4’853 CHF/m2 mit Land ist der Lage und Qualität des Objektes angepasst.

· Die Mietzinse sind mit 212 CHF je m2 HNF für die Lage eher hoch; aus Mangel an Vergleichs-Objekten und aufgrund der absoluten Preishöhe jedoch realistisch.

· Der durchschnittliche Mietzins je Quadratmeter Hauptnutzfläche beträgt (inkl. Lagerräumen) rund 185 CHF pro m2 und Jahr. Der Preis ist lagebereinigt sehr günstig.
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5 Ablauforganisation Betrieb der Liegenschaften
Die Liegenschaften der Genossenschaft sind werterhaltend sowie mit Nachhaltigkeit zu bewirtschaften. Sie sind im weiteren regelmässig in vernünftigem Masse den Bedürfnissen der Mieterschaft anzupassen.

Bei den WEG-Liegenschaften darf der Unterhalt in keinem Fall vernachlässigt werden. Genügen dazu die Mietzinse nicht, so ist das BWO um Reduktion der rückzahlbaren Vorschüsse zu ersuchen.

Auf Grund der Zustandserfassung der GENOSSENSCHAFT-Liegenschaften erfolgt die Unterhalts- und Erneuerungsplanung. Diese gibt Auskunft über die mittel- und langfristig benötigten finanziellen Mittel. Diese Planung ist jährlich zu aktualisieren. Erneuerungen erfolgen soweit sinnvoll in ökologischer Bauweise.

	Finanzen


	Zustand der Liegenschaften
	Termine und Abläufe


	Arbeitsqualität



	· Jahresabschluss, Bilanz und Erfolgsrechnung

· Halbjahresabschluss

· Liquiditätskontrolle

· Mittelflussrechnung

· Budget Erfolgsrechnung und Mittelflussrechnung

· Mahnungsliste Mietobjekte

· Hypothekar- und Darlehensverzeichnis

· Teilleistungen- und Stundenrapporte


	· Immobilienbewertungen

· Liegenschaftsbesichtigungen

· Zustandsberichte / Grobdiagnosen

· Unterhalts- und Erneuerungsplanung

· Auftragskontrolle / Kartei Unterhaltsarbeiten


	· Terminkontrolle Jahresabläufe GENOSSENSCHAFT
· Terminplan Vorbereitung GV GENOSSENSCHAFT
· Terminkontrolle Jahresabläufe aller externen Mandate

· Tabelle Uebersicht Termine Mietzinsanpassungen

· Mutationen Mieterwechsel

· Tägliche EDV-Datensicherung


	· Mitarbeitergespräche / Beurteilungen

· Bürositzungen

· Besprechungen VS-Präsident / Geschäftsleiter

· Fachspezifische Weiterbildung des Personals




5.1 Die wichtigsten nächsten Schritte - Thesen

1. Untersuchung der Liegenschaften
Potentiale der Liegenschaften überprüfen - Mietzinse überprüfen,
Kennzahlen in Handlungen und Planrechnungen überführen,
Entwicklungen der letzten Jahre sichern,
Eigenkapital-Basis für Wachstum legen.
2. Instrumente und Massnahmen
Entwickeln von fehlenden und hilfreichen Arbeitshilfsmitteln,
Kennzahlen-System auf- und ausbauen

3. Glaubenssätze überprüfen
Sind die beabsichtigten Schritte mit den Mitgliedern in Übereinstimmung zu bringen,
Anreizsysteme schaffen um Bindung zu erhöhen.
4. Defizite verringern
Eigenkapitalquote steigern (zu Lasten Rückstellungen – steuerliche Konsequenzen)

5.2 Qualität & Grundsätze Kaufen, Betreiben, Finanzieren der Genossenschaft

5.2.1 Bewertung & Eigenkapital

Gemäss Statuten soll das Liegenschaftsangebot der GENOSSENSCHAFT grundsätzlich erweitert werden. Vor weiteren Investitionen in Erwerb oder Erstellung von Liegenschaften hat die Werterhaltung und Erneuerung der bestehenden Liegenschaften erste Priorität.

Werden kurz- oder mittelfristig Liegenschaften erworben, so soll dies grundsätzlich mit minimalen Eigenmitteln (max. 5 % des Ertragswertes) erfolgen. Die Fremdfinanzierung soll jedoch nicht über 80 % des Ertragswertes liegen. Der Kaufpreis soll somit höchstens mit 85 % des Ertragswertes eingesetzt werden.

5.2.2 Hypotheken & Fremdfinanzierung

Die Liegenschaftsfinanzierung soll in Abhängigkeit der Marktsituation je ca. zur Hälfte mit variablen und Festhypotheken erfolgen. Die Ablaufdaten der Festhypotheken sind zu staffeln. Alternative Finanzierungsmöglichkeiten sind laufend zu prüfen.

Darlehen von Privaten und Institutionen dienen als Ergänzung zur Bankfinanzierung. Die Zinssätze dazu sollen den Referenzzinssatzes des BWO nicht übersteigen.

Als Ziel zu verfolgen ist, dass die gesamte Fremdfinanzierung (Hypotheken und Darlehen) 70% des Ertragswertes sämtlicher Liegenschaften nicht übersteigt.

5.2.3 Jahresabschluss der Genossenschaft & Kenzahlen

Die Erfassung der Kennzahlen erfolgt in den Teilbereichen:

· Analyse des Aufwandes

· Finanzwirtschaftliche Analyse

· Analyse der Mietzinsen

· Die Resultate der jährlichen Erfassung wird mit dem Mittel der Kennzahlen des SVW Aargau verglichen.

Die Mittelflussrechnung gliedert sich wie folgt:

· Geschäftstätigkeit

· Investitionsbereich

· Finanzierungsbereich

· Die Rechnung wird jährlich erstellt als Ergänzung zum Jahresabschluss. Zusätzlich wird die Entwicklung (frühere Abschlüsse, laufendes Jahr und Budgetierung) aufgezeigt.

5.2.4 Liquidität der Genossenschaft

Die Geschäftsleitung überprüft die Liquidität monatlich. Als Grundlage dazu dient eine Kostenübersicht mit den Sparten Bankkonten, offene Rechnungen und Zahlungen, zu erwartende Mietzinseinnahmen, Verwaltungserträge. Kritische Perioden können mit einer Kreditlimite von Fr. 100'000.- überbrückt werden. Anzustreben sind mindestens liquide Mittel in der Höhe von Fr. 50'000.-.

5.3 Anhang 1_Zielkatalog für Gebäude: Gute Architektur ist nicht teu(r)er

Wohnbauten planen, beurteilen und vergleichen

	Bogen WBS Wohnungs-Bewertungs-System, Ausgabe 2000

BWO, Bundesamt für Wohnungswesen

	Wohnsiedlung:
	
	Bemerkungen:
	

	Wohnung
	
	Zimmer
	

	
	
	Fläche in m2
	

	
	
	Personen je Haushalt PHH
	

	Beurteilungskriterien Gebrauchswert = W1
	Punkte
	Gewicht
	Punkt x Gewicht
	Messwerte

	W1
	B1
	Nettowohnfläche
	
	3
	
	

	
	B2
	Anzahl Zimmer
	
	3
	
	

	
	B3
	Vielfältige Nutzbarkeit
	
	3
	
	

	
	B4
	Möblierbarkeit von Aufenthaltsräumen
	
	3
	
	

	
	B5
	Fenster der Aufenthaltsräume
	
	2
	
	

	
	B6
	Platzierung des Essbereichs
	
	2
	
	

	
	B7
	Möblierbarkeit des Essbereichs
	
	2
	
	

	
	B8
	Verbindung zum Kochbereich
	
	2
	
	

	
	B9
	Fenster im Kochbereich
	
	1
	
	

	
	B10
	Ausstattung im Sanitärbereich
	
	1
	
	

	
	B11
	Fenster im Sanitärbereich
	
	1
	
	

	
	B12
	Stellmöglichkeiten
	
	4
	
	

	
	B13
	Veränderbare Raumbeziehungen
	
	2
	
	

	
	B14
	Veränderbare Raumaufteilung
	
	2
	
	

	
	B15
	Wählbare Wege
	
	2
	
	

	
	B16
	Privater Aussenbereich
	
	3
	
	

	W1
	
	TOTAL
	
	
	
	

	
	
	Gebrauchswert W1 = Wohnung
	
	
	
	Gewichtete Punkte W1 / 36

	Beurteilungskriterien Gebrauchswert = W2
	Punkte
	Gewicht
	Punkt x Gewicht
	Messwerte

	W2
	B17
	Wohnungsangebot
	
	2
	
	

	
	B18
	Zumietbare Wohn- und Arbeitsräume
	
	3
	
	

	
	B19
	Veränderbare Wohnungsgrössen
	
	2
	
	

	
	B20
	Wohnungszugänge
	
	2
	
	

	
	B21
	Hauseinqanszone
	
	2
	
	

	
	B22
	Wasch- und Trocknungsräume
	
	3
	
	

	
	B23
	Private Abstellräume
2
	
	2
	
	

	
	B24
	Gemeinsame Abstellräume
	
	1
	
	

	
	B25
	Mehrzweck- und Gemeinschaftsräume
	
	1
	
	

	
	B26
	Gemeinsamer Aussenbereich
	
	4
	
	

	
	B27
	Fuss und Velowegerschliessung
	
	2
	
	

	
	B28
	Autoabstellplätze
	
	1
	
	

	
	B29
	Abgestufte Öffentlichkeitsgrade
	
	1
	
	

	
	B30
	Lärmbelastung und Schallschutz
	
	2
	
	

	W2
	
	TOTAL
	
	
	
	

	
	
	Gebrauchswert W2 = Wohnanlage
	
	
	
	Gewichtete Punkte W2 / 28

	Beurteilungskriterien Gebrauchswert = W3
	Punkte
	Gewicht
	Punkt x Gewicht
	Messwerte

	W3
	B31
	Quartierspielplatz
	
	3
	
	

	
	B32
	Parkanlage oder Wald
	
	2
	
	

	
	B33
	Haltestelle öffentlicher Verkehr
	
	8
	
	

	
	B34
	Ortszentrum
	
	8
	
	

	
	B35
	Kindergarten & untere Stufe Volksschule
	
	3
	
	

	
	B36
	Mittlere & obere Stufe Volksschule
	
	1
	
	

	
	B37
	Soziale Einrichtungen
	
	1
	
	

	
	B38
	Naherholungsgebiet
	
	3
	
	

	
	B39
	Regionalzentrum
	
	7
	
	

	W3
	
	TOTAL
	
	
	
	

	
	
	Gebrauchswert W3 = Standort, Umgebung
	
	
	
	Gewichtete Punkte W3 / 36


	
	
	Gebrauchswert W 1 + 2
	
	
	
	Gewichtete Punkte W1+2 / 64

	
	
	Gebrauchswert W 1 + 2 + 3
	
	
	
	Gewichtete Punkte W1+2+3/100


[image: image44.png]gegenwartig rund 1,5 Millionen auf rund 2,2 Millonen erhohan.
Hinzu kommt die weiter steigende Lebenserwartung. Wer heute
pensioniert wird, kann damit rechnen, noch mindestens 20 bis 25
Jahre aktiv und einigermassen gesund weiterzuleben.

Es ist daher ratsam, die Zeitspanne nach dem Arbeitsleben
weitsichtig vorzubereiten. Denn die richtige Wohnform ist
entscheidend fii die Lebensqualitat im Alter. Wie sie aussehen
soll, verandert sich freilich von Generation zu Generation. Noch
vor zwei Jahrzehnten wohnten fast alle Senioren zu zweit oder
alleine, bis es nicht mehr ging, und zogen dann zu den Kindem
oder ins Altersheim. Das hat sich geandert. «Die Moglichkeiten
beschranken sich nicht mehr nur auf daheim oder im Heims, fasst
Frangois Hopflinger im «Age Report 2004: Traditionelles und
neues Wohnen im Alter» zusammen. Neben traditionellen
Wohnformen, so hat der Professor fir Soziologie an der
Universitat Zarich, der als Kapazitat fir Altersforschung gilt,
herausgefunden, geraten immer wieder neue innovative Modelle
in den Blickpunkt.

Allen gemeinsam sind einerseits natiriich bauliche Standards wie
Lift, Schwellenfreiheit, Rutschfestigkeit oder hoch angebrachte
Toiletten. Anderseits zeichnet sie ein gemeinschaticher, selbst
gewahlter Ansatz aus, der das Ziel hat, die Unabhangigkeit der
Bewohner so lange wie mdglich zu gewahreisten. Soziale
Aspekte sind dabei wichtig: Die lteren Menschen wollen in der
Gemeinschaft leben, eine Aufgabe haben, akiiv bleiben,
gegenseitige Verantwortung tragen.

Ein Musterbeispiel fir den Versuch, auf privater Basis eine neue
Wohnform zu kreieren, ist das mehrfach pramierte «Solinsieme»
in der Stadt St. Gallen. Der aus dem Italienischen abgeleitete
Name ist Programm: «Solo», allein, und «insieme», zusammen.
Alleine und doch gemeinsam mochten die Hauseigentimer
miteinander leben und auch zusammen alt werden

Forderung der Kommunikation.

Entstanden ist das Projekt «Solinsieme» durch die Initiative von
vier Frauen, die ein Bauobjekt fir eine gemeinsame Lebensform
nach der Familienphase suchten. Im Auge hatten die Initiantinnen
eine alte Stickereifabrik, die zum Verkauf stand. In Bruno Dirr
und Armin Oswald vom St. Galler Architekturbiro Archplan
fanden sie die geeigneten Partner fiir die Realisation. Zusammen
erarbeiteten sie ein Konzept fir altersgerechtes Wohnen, wobei
die alten Raumlichkeiten umgenutzt, saniert und durch
Neubauten erganzt wurden.

Spielplatz fiir Senioren: Nachbarn und Freunde treffen im
«Schonfels» zum Bocciaturnier. Terrassen und Innenhdfe sind
konzipiert, dass sich gut fir geselliges Beisammensein eignen.

17 leinere Wohneinheiten und Gemeinschaftsraume wie
Ateliers, Vortrags- und Festsaal, Terrasse, Loggien und Garten
umfasst die gesamte Anlage. «20 Prozent der Wohnflache sind
fir die gemeinsame Nutzung bestimmt», sagt Architekt Bruno
Dilrr, der diese halbffentiichen Zonen bewusst zur Forderung
der Kommunikation konzipiert hat. Eingezogen sind seit 2001
Menschen zwischen 35 und 71 Jahren, vom Elektroingenieur bis
zur Sozialpadagogin, von denen die meisten derzeit noch
berufstatig sind. Die Wohneinheiten, die zwischen 55 und 93
Quadratmeter gross sind, kosteten zu Beginn zwischen 238 000
und 375 000 Franken

Auch Architekt Dirr selber lebt heute im «Solinsieme »: «Meine
Frau und ich diskutierten seit langem iber den Lebensabschnitt,
der vor uns liegt», sagt er. Vom St. Galler Modell waren sie
schiiesslich so tberzeugt, dass sie von ihrem Bauemhof in die
ehemalige Fabrik zogen. Heute sind sie begeisterte
«Solinsieme»-Bewohner, die das freundschatiiche Miteinander
mit all den Angeboten zum gemeinschaftichen Leben geme
nutzen.

«Schonfels» in Stafa ist mit sisben Wohnungen wesentiich
Kleiner. Die innovative Idee hinter dem Mehrfamilienhaus sind in
ihrer Grosse anpassungsfahige Wohnungen fir jedes Alter. So
kann ohne hohen baulichen Aufwand eine Viereinhalbzimmer- in
zwei Zweizimmerwohnungen augeteilt werden. «Wenn die
Wohnung, beispielsweise weil einer der Partner alleine
zuriickbleibt, zu gross wird», sagt Hens Bonomo, «kann eine
weitere alleinstehende Person einziehen, oder es lasst sich auch
Platz fir Pflegepersonal schaffen.» Viel Wert wurde bei der
Planung auf die Lage des Hauses und die altersgerechte
Bauweise gelegt. «Man kommt», sagt Bonomo augenzwinkernd,
«mit dem Rollstuhl problemlos vom Bahnhof bis in die Dusche.»

Feld fiir Experimente.




Schablone zur Beurteilung der Grundrisse mit Möblierbarkeit und Variabilität

· Raumbreite mind. 300 cm

· Raumlänge mind. 467 cm schafft 2 Betten-Zimmer

[image: image45.png]Treffpunkt der Generationen.

«Sam in die erste Mannschaft, Francine in die zweite.» Ziigig
gruppiert Hens Bonomo die erwartungsfrohe Gesellschatt. Die 80
-ahrige Erika, der 79-jahrige Ewald, ein paar Frauen mittieren
Alters und drei Kinder zwischen drei und zehn Jahren machen
mit. Allesamt sind sie mit Bocciakugeln ausgeristet. Es ist
Sommer, der Himmel tiefblau, die Sonne straht, auf runden
Metaligartentischchen locken Wein und Kase. Die Stimmung ist
ausgelassen. Auch die Bocciabahn ist perfekt mit kieinen
Kieselsteinen prapariert. «Das ist unser Altenspielplatz», sagt
Bonomo, seine Augen funkeln hinter der Designerbrile.
Wilkommen im «Schonfels» in Stafa.

Grossziigige Innen- und Aussenraume: Der Architekt Hens
Bonomo befasst sich seit 30 Jahren mit Wohnformen, die den
Lebensabschnitten gerecht werden. So lassen sich die
Wohnungen im «Schonfels » flexibel ein- oder unterteilen. Aus
ciner Vierzimmerwohnung kann spater eine Zweizimmerwohnung
entstehen.

Das Mehrfamilienhaus mit Dachterrasse, gepflegtem Umschwung
sowie freier Sichtin die Glamer Alpen und auf den Ziirichsee
lasst keine Wansche offen. Das Gebaude mit seiner dunkelroten
Holzfassade und den grossen Fenstern wirkt trotz.
Stahlelementen an den Balkonen und Terrassen einladend. Seit
2zwei Jahren ist es das neue Zuhause einer Gruppe von Leuten
mehrheitich in der zweiten Lebenshalfte, die ihre alten Domizile
veriiessen, um gemeinsam im «Schonfels» alt zu werden. Auch
Hens Bonomo, Initiator und Architekt des Projektes, wird in Kirze
dort eine Wohnung beziehen. Der 63-Jahrige macht aus seiner
Begeisterung fiir das Unterfangen kein Hehl. «Seit iber 20
Jahren», sagt er, <befasse ich mich mit Wohnformen, die den
Lebensabschnitten gerecht werden.»

Blick in Bauliche Zukunft.

Bonomo ist nicht der Einzige, der in den vergangenen
Jahrzehnten einen Blick in die bauliche Zukunft geworfen und
sich mit moglichen neuen Wohnformen im Alter
auseinandergesetzt hat. Zum Glixck, denn gegenwartig findet in
der Schweiz eine in dieser Form nie zuvor da gewesene
demografische Verschiebung statt. Die geburtenstarken
Jahrgange nach dem Zweiten Weltkrieg erreichen in den
nachsten Jahren das Rentenatter, gleichzeitig ist die
Geburtenrate seit Ende der sechziger Jahre ricklaufig.

Im Jahr 2040, hat das Bundesamt fiir Statistik ausgerechnet, wird
sich die Zahl der 60-jahrigen und alteren Menschen von



mit Tabelle der Mindest- und Idealmasse

· Die Rahmenbedingungen für Wohnbauten nach dem WBS sind: die eidgenössischen, kantonalen und kommunalen Planungs- und Bauvorschriften, die Normen der Fachverbände sowie die Norm SN 521'500 für behinderten- und betagtengerechtes Bauen.

· Weiter sind die minimale Netto-Wohnflächen und eine Grundaustattung für die angemessene Personenbelegung einer Wohnung (Personen-Haushalt PHH) zu beachten.

5.4 Anhang 2_2011 vorhandene Qualitätsstandards

[image: image46.png]Beide Hauser sind derzeit noch so aussergewhnlich in ihrer
jewiligen Anlage, dass sie Vorbildfunktion haben und von der
Age-Stiftung fir gutes Wohnen ausgezeichnet wurden. Diese im
Jahr 2000 gegriindete Organisation unterstatzt mit drei Milionen
Franken pro Jahr innovative Projekte, «die eine geselischaftliche
Nachhaltigkeit aufweisen», wie Antonia Jann, Geschaftsfuhrerin
der Stiftung, erklart. Die Stiftung hat sich in der kurzen Zeit inres
Bestehens bereits zu einer Anlaustelle fiir viele Fragen rund ums
Wohnen im Alter entwickelt. Und das absolut unideologisch.
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5.5 Anhang 3_SIA D 0137 Checkliste ökologisch Bauen

Hohe Bauqualität, Ökologie, Baukultur, Funktionalität, Ökonomie

Ökologisch Bauen – Planung - Projektierung

Erst baut sich der Mensch ein Haus, dann formt das Haus den Menschen (Ralph Waldo Emerson)
	Standort – Umfeld – Baukörper
	Weitere Informationen

	Strategische

Planung

Definition der Ziele

& Anforderungen


	· Klärung & Optimierung des Raumbedarfs

· Gute Erschliessung durch öffentlichen Verkehr, generell kurze Transportwege

· Schonender & sparsamer Umgang mit Bauland

· Schutz vor Immissionen (Lärm, Geruchs- & Schadstoffe in der Luft)

· Entwicklung von langfristigen Zukunftsvisionen/Zukunftsszenarien

· …

· …

Weitere Informationen: 1 | 8 | 14 | 15 |


	1 | Checklisten für energiegerechtes, ökologisches

Planen & Bauen, SIA Dokumentation

D 0137, Zürich 1996

2 | Das Minergie-Haus. Planungshilfe für Baufachleute,

Hg. Baudirektion Kanton Zürich,

Abt. Energie, & Bau-, Verkehrs- & Energiedirektion

des Kantons Bern, 1998

3 | Die Versickerung von Regenabwasser auf

der Liegenschaft, Planungsgr&lagen &

Beispiele, Hg. Baudirektion Kanton Zürich,

Zürich 1996, 2. erw. Auflage

4 | Elektrosmog, Informationsblatt, Hg. Amt für

Hochbauten der Stadt Zürich & Baudirektion

Kanton Zürich, 1999

5 | Energie im Hochbau SIA 380/1, Elektrische

Energie im Hochbau SIA 380/4

6 | Hochbaukonstruktionen nach ökologischen

Gesichtspunkten, SIA Dokumentation D 0123,

Zürich 1995

7 | Licht. Grundlagen der Beleuchtung, Hg. Bundesamt

für Konjunkturfragen, Ravel, Bern

1994 (EDMZ Best.- Nr. 724.329.1)

8 | Naturnahe Gestaltung in Siedlungsräumen,

Hg. Buwal, Leitfaden Umwelt Nr. 5, Bern 1995

9 | Ökologie im Bau. Entscheidungshilfen zur

Beurteilung & Auswahl von Baumaterialien,

J. Schwarz, Bern (Verlag Paul Haupt) 1998,

4. Auflage

10 | Ökologisch Bauen. Merkblätter nach Baukostenplan

(BKP) für Ausschreibungen, Hg.

Bauämter der Kantone Basel-Landschaft,

Basel-Stadt, Graubünden, Luzern, St. Gallen,

Thurgau, Zug, Zürich, der Städte Baden,

Luzern, St. Gallen, Zug, Zürich & Stadtökologie

der Stadt Zug, 2001

11 | Ökologische Aspekte des Bauens, SIA Dokumentation

D 0122, Zürich 1995

12 | Ökologische Bauerneuerung. Methodischer

Weg zur Umsetzung ökologischer Anliegen, IP

Bau, Bern 1995

13 | Technologie des ökologischen Bauens,

K. Daniels, Basel 1995

14 | Umweltmanagement von Hochbauprojekten,

Hg. Koordination der Bau- & Liegenschaftsorgane

des Bundes (KBOB) & Interessengemeinschaft

privater professionneller Bauherren

(IPB), 2000

15 | Umwelt + Bauen, Posterserie, Hg. Bundesamt

für Bauten & Logistik (BBL, früher AFB)

16 | Zeitgemässe Lüftungssysteme. Aktuelles Wissen

& Leitfaden für die Projektierung bei

Dienstleistungsgebäuden, Hg. BEW & Verband

Schweiz. Heizungs- & Lüftungsfirmen

(VSHL), Zürich 1994



	Vorstudien

Machbarkeit

Vorgaben


	· Analyse & Entscheid, ob Umorganisation, Umbau/Erweiterung oder Neubau

· Typologische Zuordnung & Überprüfung der Gebäudekategorie für vorgesehene Nutzung

· Standortanalyse im Hinblick auf eine einfühlsame, verständliche Einbindung ins Orts- & Landschaftsbild unter Berücksichtigung der Sozialverträglichkeit

· Einfache/kompakte Baukörper

· Schonung & Erhalt von Naturräumen & ökologischen Strukturen (Hecken, Teiche u. ä.) zum Schutz der Tier- & Pflanzenwelt

· Vermeiden von Eingriffen ins Grundwasser

· Standortprüfung in bezug auf Altlasten

· Verkehrserschliessung mit geringstmöglichem Flächenaufwand für ruhenden & fliessenden Verkehr

· Standortprüfung in bezug auf Lärmbelastungen (Emissionen & Immissionen)

· Standortprüfung in bezug auf Geruchs- & Schadstoffe in

· der Luft (Emissionen & Immissionen)

· Prüfung der Baugrundverhältnisse (Erhalt der vorhandenen Bodenfunktionen, Vermeidung von Bodenverdichtungen)

· …

· …

Weitere Informationen: 8 | 14 | 15 |


	

	Projektierung

Vorprojekt

Bauprojekt


	· Verdichtete Bauweise (statt Zergliederung) zwecks Schonung ökologisch hochwertiger Freiflächen

· Optimiertes Verhältnis überbaute Fläche/Freifläche

· Fussgängerfreundliche Erschliessung

· Restriktive Parkplatzbewirtschaftung

· Ökologisches Abfallkonzept

· Konzept für naturnahe Umgebungsgestaltung

· Konzept für umweltverträgliche Baustelleneinrichtung & umweltverträglichen Baustellenbetrieb

· …

· …

Weitere Informationen: 3 | 8 | 10 | 11 | 14 | 15 |


	

	Raumstruktur – Rohbau (Gebäudehülle & Tragwerk)
	Weitere Informationen

	Strategische

Planung

Definition der Ziele

& Anforderungen


	· Energiesparende Raumkonditionen (Temperatur, Luftfeuchtigkeit, etc.)

· Tageslichtnutzung

· Angemessener Akustikstandard (Bau- & Raumakustik)

· Anpassungsfähigkeit an Nutzungsveränderungen

· …

· …

Weitere Informationen: 1 | 7 | 13 | 15 |
	1 | Checklisten für energiegerechtes, ökologisches

Planen & Bauen, SIA Dokumentation

D 0137, Zürich 1996

2 | Das Minergie-Haus. Planungshilfe für Baufachleute,

Hg. Baudirektion Kanton Zürich,

Abt. Energie, & Bau-, Verkehrs- & Energiedirektion

des Kantons Bern, 1998

3 | Die Versickerung von Regenabwasser auf

der Liegenschaft, Planungsgrundlagen &

Beispiele, Hg. Baudirektion Kanton Zürich,

Zürich 1996, 2. erw. Auflage

4 | Elektrosmog, Informationsblatt, Hg. Amt für

Hochbauten der Stadt Zürich & Baudirektion

Kanton Zürich, 1999

5 | Energie im Hochbau SIA 380/1, Elektrische

Energie im Hochbau SIA 380/4

6 | Hochbaukonstruktionen nach ökologischen

Gesichtspunkten, SIA Dokumentation D 0123,

Zürich 1995

7 | Licht. Grundlagen der Beleuchtung, Hg. Bundesamt

für Konjunkturfragen, Ravel, Bern

1994 (EDMZ Best.- Nr. 724.329.1)

8 | Naturnahe Gestaltung in Siedlungsräumen,

Hg. Buwal, Leitfaden Umwelt Nr. 5, Bern 1995

9 | Ökologie im Bau. Entscheidungshilfen zur

Beurteilung & Auswahl von Baumaterialien,

J. Schwarz, Bern (Verlag Paul Haupt) 1998,

4. Auflage

10 | Ökologisch Bauen. Merkblätter nach Baukostenplan

(BKP) für Ausschreibungen, Hg.

Bauämter der Kantone Basel-Landschaft,

Basel-Stadt, Graubünden, Luzern, St. Gallen,

Thurgau, Zug, Zürich, der Städte Baden,

Luzern, St. Gallen, Zug, Zürich & Stadtökologie

der Stadt Zug, 2001

11 | Ökologische Aspekte des Bauens, SIA Dokumentation

D 0122, Zürich 1995

12 | Ökologische Bauerneuerung. Methodischer

Weg zur Umsetzung ökologischer Anliegen, IP

Bau, Bern 1995

13 | Technologie des ökologischen Bauens,

K. Daniels, Basel 1995

14 | Umweltmanagement von Hochbauprojekten,

Hg. Koordination der Bau- & Liegenschaftsorgane

des Bundes (KBOB) & Interessengemeinschaft

privater professionneller Bauherren

(IPB), 2000

15 | Umwelt + Bauen, Posterserie, Hg. Bundesamt

für Bauten & Logistik (BBL, früher AFB)

16 | Zeitgemässe Lüftungssysteme. Aktuelles Wissen

& Leitfaden für die Projektierung bei

Dienstleistungsgebäuden, Hg. BEW & Verband

Schweiz. Heizungs- & Lüftungsfirmen

(VSHL), Zürich 1994

	Vorstudien

Machbarkeit

Vorgaben


	· Vorgaben für Tragstruktur, Konstruktion der Gebäudehülle & Hauptmaterialien

· Vorgaben für energiesparende Konstruktion (z. B. Minergie-Standard, Zielwerte gemäss SIA 380/1 & 380/4)

· Vorgaben für Zonierung & Raumbedarf der Haustechnik

· Vorgaben für energiesparende Raumstruktur (z. B. Zonierung von beheizten/unbeheizten Räumen, Pufferzonen, passive Sonnenenergienutzung)

· …

· …

Weitere Informationen: 2 | 5 | 6 | 11 | 13 | 14 | 15 |
	

	Projektierung

Vorprojekt

Bauprojekt


	· Integrative (nicht additive) Raumorganisation für die Anforderungen aus der Strategischen Planung & die Vorgaben aus den Vorstudien

· Gestaltungsprozess in Übereinstimmung mit Tragstruktur, Konstruktion & Haustechnik

· Raumsparend (gutes Verhältnis Hauptnutzfläche zu Nebennutzfläche)

· Nutzungsneutral/nutzungsflexibel innerhalb der Typologie

· Materialsparend & Beschränkung der Materialvielfalt

· Hohe Tageslichtnutzung

· Optimierung in bezug auf regenerierbare Rohstoffe, graue Energie, Schadstoffgehalt, Lebensdauer etc.

· Ausreichender Schutz vor äusseren Einflüssen (Witterung, Lärm, andere Emissionen)

· Einfache Konstruktion der Fassaden, die weitgehend selbstreinigend sein sollen

· Schaffung von ausreichenden Erschliessungszonen für Haustechnikanlagen

· …

· …

Weitere Informationen: 1 | 6 | 7 | 11 | 12 | 14 | 15 |
	

	Haustechnik
	Weitere Informationen

	Strategische

Planung

Definition der Ziele

& Anforderungen


	· Klärung des Bedarfs im Hinblick auf einen sparsamen Ausrüstungsstandard für Energie, Wasser & andere Versorgungsmedien

· …

· …

Weitere Informationen: 1 | 12 | 13 | 15 |


	1 | Checklisten für energiegerechtes, ökologisches

Planen & Bauen, SIA Dokumentation

D 0137, Zürich 1996

2 | Das Minergie-Haus. Planungshilfe für Baufachleute,

Hg. Baudirektion Kanton Zürich,

Abt. Energie, & Bau-, Verkehrs- & Energiedirektion

des Kantons Bern, 1998

3 | Die Versickerung von Regenabwasser auf

der Liegenschaft, Planungsgrundlagen &

Beispiele, Hg. Baudirektion Kanton Zürich,

Zürich 1996, 2. erw. Auflage

4 | Elektrosmog, Informationsblatt, Hg. Amt für

Hochbauten der Stadt Zürich & Baudirektion

Kanton Zürich, 1999

5 | Energie im Hochbau SIA 380/1, Elektrische

Energie im Hochbau SIA 380/4

6 | Hochbaukonstruktionen nach ökologischen

Gesichtspunkten, SIA Dokumentation D 0123,

Zürich 1995

7 | Licht. Grundlagen der Beleuchtung, Hg. Bundesamt

für Konjunkturfragen, Ravel, Bern

1994 (EDMZ Best.- Nr. 724.329.1)

8 | Naturnahe Gestaltung in Siedlungsräumen,

Hg. Buwal, Leitfaden Umwelt Nr. 5, Bern 1995

9 | Ökologie im Bau. Entscheidungshilfen zur

Beurteilung & Auswahl von Baumaterialien,

J. Schwarz, Bern (Verlag Paul Haupt) 1998,

4. Auflage

10 | Ökologisch Bauen. Merkblätter nach Baukostenplan

(BKP) für Ausschreibungen, Hg.

Bauämter der Kantone Basel-Landschaft,

Basel-Stadt, Graubünden, Luzern, St. Gallen,

Thurgau, Zug, Zürich, der Städte Baden,

Luzern, St. Gallen, Zug, Zürich & Stadtökologie

der Stadt Zug, 2001

11 | Ökologische Aspekte des Bauens, SIA Dokumentation

D 0122, Zürich 1995

12 | Ökologische Bauerneuerung. Methodischer

Weg zur Umsetzung ökologischer Anliegen, IP

Bau, Bern 1995

13 | Technologie des ökologischen Bauens,

K. Daniels, Basel 1995

14 | Umweltmanagement von Hochbauprojekten,

Hg. Koordination der Bau- & Liegenschaftsorgane

des Bundes (KBOB) & Interessengemeinschaft

privater professionneller Bauherren

(IPB), 2000

15 | Umwelt + Bauen, Posterserie, Hg. Bundesamt

für Bauten & Logistik (BBL, früher AFB)

16 | Zeitgemässe Lüftungssysteme. Aktuelles Wissen

& Leitfaden für die Projektierung bei

Dienstleistungsgebäuden, Hg. BEW & Verband

Schweiz. Heizungs- & Lüftungsfirmen

(VSHL), Zürich 1994

	Vorstudien

Machbarkeit

Vorgaben


	· Integrales Haustechnikkonzept für sparsame Energie- (Wärme, Klima, Beleuchtung) & Wassernutzung (z.B. Nutzung von Regen- & Grauwasser) sowie für die Entwässerung (Versickerung, Retention des Regenwassers)

· Vorgaben für regenerierbare Energieträger

· …

· …

Weitere Informationen: 2 | 3 | 7 | 13 | 14 | 15 | 16 |


	

	Projektierung

Vorprojekt

Bauprojekt


	· Gute Koordination mit Bauprojekt (Haustechnik nicht additiv hinzufügen)

· Klare, übersichtliche Leitungsführung

· Angemessene Dimensionierung (vernünftige Annahmen zur Gleichzeitigkeit, keine additiven Maximalwerte)

· Keine Überinstrumentierung in bezug auf Regelung & Sicherheit

· Material- & Gerätewahl nach ökologischen Kriterien

· Massnahmen zur Vermeidung von Elektrosmog

· Klares Bedienungs- & Wartungskonzept (Zugänglichkeit & Reparaturfreundlichkeit der Installationen & Geräte sicherstellen)

· Schaffung von Voraussetzungen für Erfolgsmessungen

· …

· …

Weitere Informationen: 1 | 2 | 4 | 7 | 10 | 12 | 13 | 14 | 15 | 16 |


	

	Ausbau
	Weitere Informationen

	Strategische

Planung

Definition der Ziele

& Anforderungen


	· Klärung des Bedarfs im Hinblick auf «einfachen» Ausbaustandard, der einen geringen Betriebs- & Wartungsaufwand, wenig Bauunterhalt zur Werterhaltung & eine gute Alterungsbeständigkeit gewährleistet

· …

· …

Weitere Informationen: 12 | 14 | 15 |


	1 | Checklisten für energiegerechtes, ökologisches

Planen & Bauen, SIA Dokumentation

D 0137, Zürich 1996

2 | Das Minergie-Haus. Planungshilfe für Baufachleute,

Hg. Baudirektion Kanton Zürich,

Abt. Energie, & Bau-, Verkehrs- & Energiedirektion

des Kantons Bern, 1998

3 | Die Versickerung von Regenabwasser auf

der Liegenschaft, Planungsgrundlagen &

Beispiele, Hg. Baudirektion Kanton Zürich,

Zürich 1996, 2. erw. Auflage

4 | Elektrosmog, Informationsblatt, Hg. Amt für

Hochbauten der Stadt Zürich & Baudirektion

Kanton Zürich, 1999

5 | Energie im Hochbau SIA 380/1, Elektrische

Energie im Hochbau SIA 380/4

6 | Hochbaukonstruktionen nach ökologischen

Gesichtspunkten, SIA Dokumentation D 0123,

Zürich 1995

7 | Licht. Grundlagen der Beleuchtung, Hg. Bundesamt

für Konjunkturfragen, Ravel, Bern

1994 (EDMZ Best.- Nr. 724.329.1)

8 | Naturnahe Gestaltung in Siedlungsräumen,

Hg. Buwal, Leitfaden Umwelt Nr. 5, Bern 1995

9 | Ökologie im Bau. Entscheidungshilfen zur

Beurteilung & Auswahl von Baumaterialien,

J. Schwarz, Bern (Verlag Paul Haupt) 1998,

4. Auflage

10 | Ökologisch Bauen. Merkblätter nach Baukostenplan

(BKP) für Ausschreibungen, Hg.

Bauämter der Kantone Basel-Landschaft,

Basel-Stadt, Graubünden, Luzern, St. Gallen,

Thurgau, Zug, Zürich, der Städte Baden,

Luzern, St. Gallen, Zug, Zürich & Stadtökologie

der Stadt Zug, 2001

11 | Ökologische Aspekte des Bauens, SIA Dokumentation

D 0122, Zürich 1995

12 | Ökologische Bauerneuerung. Methodischer

Weg zur Umsetzung ökologischer Anliegen,

IP Bau, Bern 1995

13 | Technologie des ökologischen Bauens,

K. Daniels, Basel 1995

14 | Umweltmanagement von Hochbauprojekten,

Hg. Koordination der Bau- & Liegenschaftsorgane

des Bundes (KBOB) & Interessengemeinschaft

privater professionneller Bauherren

(IPB), 2000

15 | Umwelt + Bauen, Posterserie, Hg. Bundesamt

für Bauten & Logistik (BBL, früher AFB)

16 | Zeitgemässe Lüftungssysteme. Aktuelles Wissen

& Leitfaden für die Projektierung bei

Dienstleistungsgebäuden, Hg. BEW & Verband

Schweiz. Heizungs- & Lüftungsfirmen

(VSHL), Zürich 1994

	Vorstudien

Machbarkeit

Vorgaben


	· Vorgaben für Nutzungsqualitäten (z. B. gutes Wohn-/Arbeitsumfeld, viel Tageslichtnutzung, Begegnungszonen)

· …

· …

Weitere Informationen: 11 | 12 | 15 |


	

	Projektierung

Vorprojekt

Bauprojekt


	· Schaffung von Räumen, die dem Wohlbefinden förderlich sind (Form, Material, Licht, Farbe etc.)

· Materialkonzept (Detailstudien) mit materialökologischen Kriterien (ressourcenschonend, schadstoffarm, diffusionsoffen, dauerhaft, verwertbar etc.)

· Ausbildung von zweckmässigen Bauteilformen (Voraussetzung für grosse Einsatzbreite)

· Sicherstellung, dass jedes Bauteil zugänglich/kontrollierbar, unterhalts-/reparaturfreundlich, auswechselbar, geeignet für den Rückbau ist

· Sicherstellung, dass die Bauteile & Komponenten mit wenig Aufwand trennbar sind (Voraussetzung für geringeren Unterhalt & längere Lebensdauer)

· Wahl der Materialien in Übereinstimmung mit der vorgesehenen Nutzungsdauer des Bauteils

· Schaffung von Voraussetzungen für umweltgerechte Reinigung & Pflege

· …

· …

Weitere Informationen: 1 | 6 | 9 | 10 | 11 | 12 | 14 | 15 |


	

	Projektpflichtenheft - Projekthandbuch
	Weitere Informationen

	Erläuterung

	Das Projektpflichtenheft (andere Bezeichnung : Projekthandbuch) ist das gemeinsame Arbeitsinstrument aller am Projekt Beteiligten.

Es bildet einen Bestandteil des übergeordneten, projektorientierten Qualitäts- & Umweltmanagements.

Das Projektpflichtenheft beinhaltet die Zielvereinbarung, die Verantwortungsträger & die Leistungen, welche sie erbringen müssen.

Die Zielvereinbarung legt die Zielsetzungen & Anforderungen est, welche im Projekt realisiert werden sollen. Die ökologischen Ziele & Anforderungen sind ein Teil davon & bilden einen integrierenden Bestandteil der Zielvereinbarung.

Die Zielvereinbarung entsteht im Dialog zwischen den Beteiligten, bei dem die unterschiedlichen Interessen aufeinander abgestimmt werden.

Das Projektpflichtenheft muss in jeder Planungsphase dem Stand der Bearbeitung entsprechend angepasst bzw. ergänzt werden.


	

	Wer erstellt das Projekt-Pflichtenheft

	Die Projektleitung erstellt das Projektpflichtenheft unter Beizug folgender Personen:

· Vertreter des Auftraggebers (Direktion, Amt, …)

· Vertreter der Baufachorgane

· Weitere Behördenvertreter (Denkmalpflege, Finanzen, …)

· Benützer & Betreiber des Bauwerkes

· Vertreter der Öffentlichkeit (Politiker, Quartierverein, Bürger,…)

· Planer


	

	Was enthält das Projektpflichtenheft

	Das Projektpflichtenheft enthält die vereinbarten Ziele & Anforderungen an das Projekt.

Im Hinblick auf die ökologischen Ziele & Anforderungen treffen die Beteiligten eine Auswahl aus den auf den Innenseiten dieses Blattes aufgeführten Stichworten & Kriterien.


	

	Wie wird Ziel-Vereinbarung umgesetzt
	Die Projektleitung legt in der Projektorganisation fest, wer für die Umsetzung der vereinbarten Ziele verantwortlich ist.


	


5.6 Anhang 7_Checkliste, Systematik & Prozess Renovationsablauf

Der Renovationsablauf aus Sicht der Liegenschaftsbewirtschaftung wird grob in fünf Phasen unterteilt:

5.6.1 [image: image47.png]Kalkulation Anlagewert

10 + 2 Wohnungen = 12 Einheiten

BKP Bezeichnung

Landflache Baukosten je m2

KALKULATIONEN
DORFZENTRUM 5408
IG Dorfzentrum Modellrechnung

Anlagewert in CHF Total

Berechnung der Heimfallentschadigung Entspricht im Zeitpunkt Fertigstellung den Baukosten & ist somit abhangig 4'166'844
vom UH.-Grad & kiinftigem Marktwert. Es wird an Wert-Steigerung der
Baute teilgenommen, im Gegenzug muss auf BR-Zins auch Wertsteigerung
im Zeitpunkt 0 aufgrund Formel im BR-Vertrag (Basler Modell) auf BR-Land akzeptiert werden
MWL (im Zeitpunkt t) = Marktwert Liegenschaft (oder Verkehrswert/ALW ohne 4'906'412 100.00%
spekulative Absichten)
SWB (im Zeitpunkt t) = Substanzwert der Liegenschaft (oder Realwert) 4'906'412 100.00%
ABW (im Zeitpunkt t) = Absoluter Bodenwert 870'833 17.75%
Landwertin CHF Total
Ausniitzung Preis je m2/ Stk.
Landwert BrP o
Landanteil
Parzelle Solitar, klein - Annahme AZ 0,90 90.00% 1451 600
Parzelle ... 90.00% - -
TOTAL 1'451
TOTAL Landpreise 870'833 870'833 Landpreis je m2 in CHF
Land je m2 600 600
Landanteil in %
Ergibt je Parzelle BGF Effizienz HIE 17.75%
Parzelle Solitar, klein - Annahme AZ 0,90 1308 80.00% 1045
|Allenalls nicht anrechenbares UG oder DG = + 25% der BGF-Flache aben - 80.00% -
Realisierbare Flachen Brutto/netto 1308 T8
Reduktionsfaktor
Anlagekosten 3'133'507 0.00%
|Vorbereitungsarbeiten BKP 0 1153 40 4611270
Erschliessung & Vorbereitung BKP 1 1153 60 69'169.05
Baukosten BKP 2 1045 2300 2926'000.00
Umgebung BKP 4 1153 80 9222540
SUBTOTAL
Reduktionsfaktor
Baunebenkosten & Honorare 595'366 0.00%
Baunebenkosten BKP & 6.50% 3133507 203677 .96
Honorare, Entwicklung, Vermarktung BKP 9 12.50% 3133507 391688.39
SUBTOTAL
Reduktionsfaktor
Parkierung 252'000 0.00%
Erstellung UNP, Anzahl Objekte mit Reduktionsfaktor 70% Preis je Stiick 8 30000 2401000.00
Erstellung Parkplatze im Freien Preis je Stiick 2 6000 12000.00
Reduktionsfaktor
Gebiihren und Ruling 54'705 0.00%
|Vorbereitung 1.00% 37283874 3728874
Kaufspesen der Liegenschaften 2.00% 870833 17416.67
SUBTOTAL
TOTAL Erstellungskosten mit Land 4'906'412




Übersicht Bauablauf
5.6.2 Meilensteine Bau & Erneuerung von Liegenschaften
Hier sind die Vorgaben der Generalversammlung oder des Vorstandes zu entwickeln.

	Liegenschaft
	............................................................
	Architektur & Planung
	.............................................................

	Arbeiten Kurz-Beschreibung
	............................................................
............................................................
	Bauleitung
	.............................................................

	
	
	Ingenieur & Haustechnik
	.............................................................

	
	Nr.
	Projektphase
	Funktions- & Aufgabenbeschreibung
	WER

	0_Kauf Strategie
	0
	Kauf- oder Strategie-Entscheid

	Vorstand prüft Berechnungen, Benchmarks


	Organe GENOSSENSCHAFT

	
	
	
	Meilenstein 1: Kauf oder Strategieentscheid (Prozessbeginn)
	

	0_Lösungssuche Gestaltungs- und Baukonkonkurrenz
	
	Vorprojekt / Studienauftrag
	· Bestimmung des Projektleiters, Baukomnmission

· Bestimmen des Projektinhalts / der Projektziele
· Ggfs.Nutzungs-, Kostenstudie
	

	
	
	Planerwahl / allenfalls Wettbewerb
	· Aufgrund der Schwellenwerte Planerwahlverfahren bestimmen
· Planerwahlverfahren / Präqualifikationsverfahren / Wettbewerb durchführen
· Auswahl Architekt(en)
	

	
	
	Briefing Architekten / Planer (& Projektleiter, wenn extern)
	· Erläuterung Projektziele & Aufgabenstellung

· Übergabe (CD) der spezifischen GENOSSENSCHAFT-Standards & –Regelungen wie:

· Allgemeine Bedingungen & Beilagen
· Werkverträge, Architektenverträge
· Pflichtenhefte für ext. Partner
· Baustandards (Do’s and Dont’s) anhand BKP-Liste
· Ökologische Bestimmungen
· Instruktion BKP 5
· Vergabeverfahren (IVÖP, freihändig)
· Regelungen Bauadministration & Abrechungsverfahren
· Beizug Spezialisten / Berater
· Regelung bwz. Info an Mieter
	

	
	
	Vorbereitung Entscheid Projektierungskredit / Offerte Architekt
	· Einholen & Prüfen Honorar-Offerte
· Darauf aufbauend: Aufbereiten Unterlagen für Projektierungskredit

· Aufnahme des Projekts in MIS
	

	
	
	Entscheid Projektierungskredit
	Zuständig je nach Höhe der geschätzten Gesamt-Projektkosten: GV / Vorstand / GL


	

	
	
	
	Meilenstein 2: ENTSCHEID PROJEKTIERUNGSKREDIT
	

	
	Nr.
	Projektphase
	Funktions- & Aufgabenbeschreibung
	WER

	0_Evaluation Vorbereiten

Ausarbeiten von Studien & Aufbereiten Unterlagen für Organe
	0.1
	Information Mieter & Nachbarn
	· Installation Bauplatz & Parkplätze – Auswirkungen auf Nachbarn/Mietern

· Information mit Terminprogramm der Mieter – laufende Besprechung/Orientierung

· Aushandeln Mietzinsreduktionen & Entschädigungen
	GENOSSENSCHAFT bzw. BK intern

	
	0.2
	Abschluss Versicherung & Kündigung Abos
	· Bauherren- & Bauwesenversicherung & Bauzeitversicherung GVZ

· Offerten mit Broker besprechen & vergeben

· Kündigung/Änderung der Versicherungen (Bauzeitvers. GVZ, Bauherren-PH3 & Bauwesen bei Zürich/National)

· Kündigung/Unterbrechen der Abo für Unterhalt Heizung, Lift, etc.
	PL & BL/Arch

	
	0.3
	Installationen & Provisorien
	· Bautafel mit Vermietungsanforderungen, Verrechnung an Handwerker

· Provisorien für die Versorgung der bestehenden Objekte
	BL & Arch

	
	
	
	· 
	

	
	Nr.
	Projektphase
	Funktions- & Aufgabenbeschreibung
	WER

	1_Vor- + Projektphase

Fällen strategischer Entscheid bis zum KV +/- 10%
	1.1
	Schätzung Bau-kosten & Termine
	· Überprüfung Baukosten, Termine, Rentabilität, MZ aufgrund KV des Architekten.

· Gegenüberstellung von Ausführungsvarianten & Baukostenvergleiche
	PL

	
	1.2
	Baubewilligung
	· Vollständigkeitskontrolle der diversen Bewilligungen.

· Überprüfen der Auflagen der Baubewilligung.

· Kontrolle resp. Erstellen Subventionseingaben

· Behandlung von Einsprachen
	GENOSSENSCHAFT
PL

GENOSSENSCHAFT
GL/Präsi

	
	1.3
	Detailstudien
	· Kontrolle der Material-/Konstruktionsbeschriebe & architektonischen Detailstudien KV

· Überprüfung/Festlegung Qualitätsstandard, Unterhalt, risikobehaftete Konstruktionen

· Überprüfung der festgelegten Materialien bezüglich Kosten & Unterhalt
	PL/GENOSSENSCHAFT
PL/BK/GL

PL/BK

	
	1.4
	Kostenvoranschlag
	· Grobkontrolle KV

· Überprüfen der Versicherungen & Offerten

· Auflagen aus Baubewilligung & Subventionen verfolgen
	PL

GENOSSENSCHAFT/GL

	
	
	Vorbereitung Entscheid Baukredit


	· Aufbereiten der in der (Vor-)Projektphase erarbeiteten Unterlagen

Entscheid Baukredit

· (Zuständig je nach Schätzung der gesamten Projektkosten: GV / Vorstand / GL)
	

	
	
	
	Meilenstein 3: Entscheid Baukredit)
	

	
	Nr.
	Projektphase
	Funktions- & Aufgabenbeschreibung
	WER

	2_Provisorische Ausführungsphase

Vom definitiven Entscheid der GENOSSENSCHAFT-Organe bis zum Tag Baubeginn
	2.1
	Provisorische Ausführungspläne
	· Erweiterung der Projektierungs-Verträge & Überprüfung der Pflichtenhefte

· Kontrolle des detaillierten Beschriebes von Materialien & Konstruktionen. Soweit für die Ausschreibung erforderlich, prüfen von Einsparungen & Information an BK

· Grobkontrolle der provisorischen Ausführungspläne. 

· Teilnahme an Sitzungen Architekt mit Spezialisten+Überwachung Koordinationsplanung.
	PL

PL/BAUHERR
PL/BAUHERR

	
	2.2
	Ausschreibungen
	Bestimmung des Vergabeverfahrens für Submittenten anhand von Schwellenwerten:

· Kontrollieren & Ergänzen spezielle & allg. Vertragsbedingungen Devis

· Überprüfen Leistungsbeschrieb mit KV & sonstigen Beschlüssen BK

· Kontrolle des provisorischen Terminplanes

· Einhaltung der Fristen für die Ausschreibungen des Architekten.

· Kontrolle & Ergänzung der Submittentenliste.
	BAUHERR/PL

BAUHERR
PL

BAUHERR
PL/BAUHERR

	
	2.3
	Analyse der Angebote, Vergabeanträge
	· Überprüfung Angebote/Offertvergleiche sowie allf. Vorbehalte der Unternehmer.

· Kontrolle Vergebungsanträge auf Richtigkeit, Vollständigkeit & Vergleichbarkeit.

· Letzte Abgebotsrunde
	PL

	
	2.4
	Terminplan & Kosten
	· Überprüfen Terminplan mit Vorstellungen der Bauherrschaft & Realisierbarkeit.

· Kontrolle Finanzrapport Architekten aufgrund Vergebungen (danach vierteljährl. Kontrolle nach Baufortschritt & den entsprechenden Erkenntnissen).
	PL

	
	
	Information Mieter & Nachbarn
	· Auswirkungen auf Nachbarn/Mietern
· Information mit Terminprogramm der Mieter – laufende Besprechung/Orientierung
· Aushandeln Mietzinsreduktionen & Entschädigungen
	

	
	
	Abschluss Versicherung & Kündigung Abos
	· Bauherren- & Bauwesenversicherung sowie Bauzeitversicherung GVZ
· Offerten mit Broker besprechen & vergeben
· Kündigung/Änderung der Versicherungen (Bauzeitvers. GVZ, Bauherren-PH3 & Bauwesen bei Zürich/National)
· Kündigung/Unterbrechen der Abo für Unterhalt Heizung, Lift, etc.
	

	
	
	Installationen & Provisorien
	· Installation Bauplatz & Parkplätze
· Bautafel mit Vermietungsanforderungen, Verrechnung an Handwerker
· Provisorien für die Versorgung der bestehenden Objekte
· 
	

	
	Nr.
	Projektphase
	Funktions- & Aufgabenbeschreibung
	WER

	3_Ausführungsphase


	3.1
	Lieferantenvertrag
	Kontrolle Lieferantenverträge auf Vollständigkeit, visieren & weiterleiten zur Zahlung an BUHA.
	GENOSSENSCHAFT

	
	3.2
	Definitive Ausführungspläne
	· Teilnahme an Planungs- & insbesondere Koordinationssitzungen (Haustechnik, etc.).

· Überprüfung des Informationsstandes der Beteiligten, des Planlieferungsprogrammes, der Unternehmerpläne sowie der Terminabsprachen (durch PL)

· Grobkontrolle Ausführungs-/Installationspläne bezügl. Vollständigkeit, Qualität Richtigkeit.
	PL/BAUHERR

BAUHERR
BAUHERR

	
	3.3
	Gestalt. Leitung
	Kontrolle gestalterisches Konzept mit Gemeinde & BK rechtzeitig abgesprochen/bestimmt
	BAUHERR/BK

	
	3.4
	Bauleitung
	· Erstellen von periodischen Projektrapporten bezüglich Termine, Kosten & Qualität (z.B. vierteljährlich jeweils nach dem Vorliegen des Finanzrapportes Architekten).

· Festlegen regelmässige Bausitzung (an Jour Fix) mit Architekt, BL, Unternehmer auf Bau

· Überwachung Bauleitung, Kontrolle Ausführungs-Qualität & Ausmasse, Rechtzeitigkeit.

· Kontrolle der Terminplanung (Soll-/Ist-Vergleich)

· Grobkontrolle der Zahlungsgesuche, visieren & weiterleiten an Buchhaltung.
	PL/BAUHERR
PL

PL/BAUHERR
PL

BAUHERR

	
	3.5
	Kontrolle der Finanzrapporte
	· Kontrolle Finanzrapport & Abweichung gegen KV (Begründung Mehr-/Minderkosten)

· Sicherstellen laufende Aufnahme Änderungen & nachträglich nicht kontrollierbarer Arbeiten.

· Abnahme Bauwerk, feststellen von Mängeln & Kontrolle Behebung.

· Grobkontrolle Schlussabrechnungen, Garantiescheine, visieren & weiterleiten BUHA
	PL

GENOSSENSCHAFT
PL/GENOSSENSCHAFT
PL


	
	Nr.
	Projektphase
	Funktions- & Aufgabenbeschreibung
	WER

	4_Abschlussphase

Bezug der Räumlichkeiten bis zur Doku technische Einrichtungen, Abstimmen Projekt-BUHA, beschaffen Haustechnik- & Architektur-Revisionspläne
	4.1
	Schlussabrechnung
	· Schlussabrechnungen unterzeichnet mit Garantieschein zur PL

· Einfordern & Kontrollieren Bauabrechnung &Subventionsabrechnung

· Bestimmen Abweichungen Bauabrechnung KV vor kalkulat. Buchung
· Einreichen Unterlagen (Werkverträge, Garantiescheine, Schluss-Abrechnung Unternehmer, etc)

· Abgabe revidierte Werkpläne/Ausführungspläne/Grundriss/Schnitt
	PL

	
	4.2
	Bau-Dokumentation
	Überprüfen der Vollständigkeit der Unterlagen.
	BAUHERR

	
	4.3
	Leitung der Garantiearbeiten
	· Mitwirken beim Nachführen Mängel, die bis zum Ablauf der 2-jährigen Rügefrist aufgetreten sind.

· Überwachung der Garantiebehebungen erfolgt durch die Verwaltung.
	BAUHERR

	
	4.4
	Abstimmen GENOSSENSCHAFT-Baubuchhaltung
	· Abstimmen Projektkonten & bestimmen der Aktivierungen für kalkulat. Buchungen (Erstvermietung, Leerstand, Baukreditzinsen, Honorare Baukommission etc.)

· Ablage Bauprojektordner & Aufbereitung Stammakten Liegenschaft
	BUHA

Bzw. ADMIN

	
	4.4
	Antrag an den Vorstand
	· Antrag der von Bauleitung + PL bereinigte Bauabrechnung an VS mit Vergleich KV

· Antrag Vorstand an die GV für die Verabschiedung der Aktivierung
	

	
	
	Abschluss des Baus
	· Überführung Hängeregistratur „Baurpojekt X“ Antrag Baukredit in Register 10/KAUFUNTERLAGEN & mit Unternehmerverzeichnis in Register 2/UNTERHALT je Liegenschaft
	BUHA

	
	
	Dokumentation des Bauwerks
	· Einverlangen alle Unterlagen der Projektleitung/PL mit Werkverträgen, Revisionspläne Architekten & Haustechnik

· Beschaffen der Unterlagen der internen Person in der Baukommission (Vermietungsunterlagen bis Protokolle der Baukommission).

· Erstellen der Ordner & in Zusammenarbeit mit dem internen BK-Mitglied Ablage vornehmen.
	BUHA

Mitglied BK

	
	
	Ablage bei den Stammakten
	· 1 bis 2 Ordner werden pro Projekt im Sitzungszimmer bei den Stammakten gelagert (schwarze Ordner inkl aller Garantiescheine).

· Die restlichen Unterlagen sind pro Projekt in einer UTZ-RAKO-Kiste im Archik im Keller zu lagern
	BUHA

Mitglied BK

	
	
	Gebäudeversich.
	· Neuschätzung Wert Gebäudeversicherung
	BW LS

	
	
	
	Meilenstein 4: Verabschiedung Baukredit
	

	Während der Abschlussphase ist den beteiligten Personen (Architektur/Gestaltung, Bauleitung, Projektleitung & Baukommission) ein qualitatives Controlling über das Bauprojekt zuzustellen:

	Datum
	Aktivität
	Beschreibung
	BEURTEILUNG

	
	
	
	A
	B
	C
	D
	E

	5_Bewertung Planung & Bauablauf

Bewertung der am Bau Beteiligten – Bewertung des Bauwerks – Vermietbarkeit – Standard und allfällige Verbesserungen
	Bewertung Planung ARCHITEKTEN
	
	
	
	
	
	

	
	Bewertung Ausführung BAULEITUNG
	
	
	
	
	
	

	
	Bewertung Begleitung PROJEKTLEITUNG
	
	
	
	
	
	

	
	Bewertung Bauwerk

QUALITÄT BAUWERK
	
	
	
	
	
	

	
	Bewertung Nachfrage

VERMIETBARKEIT
	
	
	
	
	
	

	
	Bewertung des Ausbaus

STANDARD BAU
	
	
	
	
	
	

	
	· VERBESSERUNGEN

· NEUE STANDARDS

· WAS MUSS ANDERS WERDEN
	

	Visum internes Mitglied Baukommission
	Visum Projektleitung
	Visum zwei Mitglieder Vorstand




5.7 [image: image48.png]Vollkosten = Mietzinse Kostenmiete

LS-Rechnung
DORFZENTRUM 5408

Anteil Bruttorendite

Basiszinssatz.
Kapital 1. Hypo vom ALW. Zins. 70.00% 3434489 2.50% 85862 175%
Kapital 2. Hypo vom ALW. Zins durch 0.00% - 250% 0] 0.00%
EK fur Darlehen Fonds de Roulement SVW Schweiz 7.34% 3601000 2.00% 7200 0.15%
EK = PFLICHT-ANTEILSCHEIN der Bewohnenden 77.34% 3794489 2.50% 94862 1.93%
EK fur freie Darlehen 11.33% 565962 250% 13899 0.28%
TOTAL Finanzierungkosten ohne Eigenkapital 88.67% 4350451 3.83%
EK = NORMALE ANTEILSCHEINE der Offentlichkeit 11.33% 565962 250% 13899 0.28%
TOTAL Finanzierungkosten 100.00% 4906'412 411%
Kostenzuschlage
Betriebskosten und Versicherungen (sofern nicht direkt/jahrlich an Haus verrechnet) 100.00% der Erstellungskosten 0.10% 4906 0.10%
Unterhalt vom ALW. 100.00% der Erstellungskosten 0.50% 24532 0.50%
Emeuerung + Amortisation vom ALW (Altemative: 80% vom AGVA-Wert, davon Quote) 80.00% der Erstellungskosten 1.00% 39251 0.80%
Solidaritatsfonds geméss Finanzreglement 100.00% der Erstellungskosten 0.00% 0] 0.00%
Mietzinsrisiko (nur Mietobjekte, 0% bis 0.5%) 100.00% der Erstellungskosten 0.25% 12266 025%
|Venwaltungskosten fiir Liegenschaft mit Bewirtschaftung Annahme Netto-MZ im Verhaltnis 4.00% 10016 0.20%
|Verwaltungskosten fiir Genossenschaft & Management (Vorstand, fuhren Genossenschatft, etc ) 250395 der Netto-MZ 2.00% 5008 0.10%
TOTAL Kosten und Zuschlage 1.96%
KAPITALISIERUNG OHNE BAURECHT 6.07%
Baurecht
Baurechtszins 2.50% 8701833 21771 0] 0.00%
Heimfallentschadigung und nétige Abschreibung wahrend Baurecht 70.00% 3434489
100 Jahre - Abschreibung pro Jahr 100 1471924 14719 0.00%
TOTAL Kosten fiir Baurecht Land im Baurecht 36'490 0.00%
Mehrkosten durch Baurecht pro Jahr zu vernachlassigen -18'834
Ersparnis kein Zins auf Land Landkauf 55324
TOTAL Vollkosten bzw. Kapitalisierungssatz mit Baurecht 311'702 6.35%
Kontrolltotal Bruttorendite 6.07%
Mutmasslicher LS-Erfolg (- = Verlust) -61'307
Nettorenditenbetrachtun Inv. EK LS Erfolg und Nettorendite Nettorendite

] DORFZENTRUM 5408

in % Investiertes Eigenkapital

In Vollkosten enthaltene Eigenkapital 94862
Mutmasslicher LS Erfolg (- = Verlust) 61307
Nettoerfolg (- = Verlust) und Nettorendite in % 33'555
Investiertes Eigenkapital 1'471'924
Erzielte Nettorendite (Missbrauchsgesetzgebung OR 269) 2.28%



Anhang 7_Publikation Wohnen im Alter
[image: image49.png]Kalkulation Mietzinse = Kostenmiete

Anzahl

Flachen je Objektart

TOTAL Flache

Mietzinse CHF
DORFZENTRUM 5408

Mietzinse pro m2

17%)
180

22%|
25

3563%)
285

30%)
35

4%
4

1045|
100%)

[Wohnen firr Einzelpersonen/Paare
2 5-21-Geschoss-Wohnungen

[Wohnen fiir Klein-Familien
3.5-Z-Geschoss-Wohnungen

[Wohnen fur Familien
14.5- bis 5-Zi-Geschoss-Wohnungen

[Wohnen fur Familien
14.5- bis 5-Zi-Geschoss-Wohnungen

Gemeinschaftsraum fur Haus
|Atelier- oder Studio-Wohnung (als Gewerbe- oder extere Dienstleistung zB SPITEX nutzbar)

Gemeinsame Parkierung mit offener, ungeheizter UNP
Parkplatze in UNP- je 100 m2 1 Parkplatz. x Reduktionsfaktor 0,85 oder 1 Wohnung ohne PPL
oberirdische Besucher- und Behinderten PPL

TOTAL

[Total NWFL - Mietzins pro Jahr

[Total NV/FL - Mietzins pro Jahr nur Wohnen
[Total NVFL - Mietzins pro Jahr nur Atelier
ITotal NWFL - Mietzins pro Jahr nur Parkierung

Kontrolle - TOTAL Mietzins pro Jahr

Potential Mietzins (- = Senkung und + = Erhohung

300 60.00 180.00 3800 20
300 7500 22500 4408 2%
300 9.00 285.00 5483 230
300 105.00 316.00 6038 230
1.00 4000 4000 - -
1360) 170

13.00 1045.00 20866
250395| 240
168525 161
o -
16320 PPL

184845




[image: image50.png]Kennzahlen Gesamte fiir 10 + 2 F-Haus

Flachen in m2

Kennzahlen
DORFZENTRUM 5408

anhand heutiger Berechnungen
| Total m2 Wohnflachen 1045
|Total m2 Gewerbeflachen 0
[TOTAL Flachen vermietbar 1045
|Anzahl PPL in UNP bzw. multifunktionaler Carport/Schopf 8
|Anzahl PPL oberirdisch 2
Bruttorendite (ALW / Mietzinse) 5.10%
Bruttorendite bei Landkauf (Erstellung + Landwert / MZ) kein Baurecht
Bruttorendite nur Parkierung (inkl. 23% Zuschlag Erstellung) 5.44%
Mietzins je m2 nur Wohnen 224
Anlagewert je m2 Nutzfliche HNF 4'695
Anlagewert mit Kauf Land im Baurecht kein Baurecht
Preis je m2 Nutzflaiche HNF ohne Baurecht kein Baurecht
Diese Berechnungen sind kalkulatorisch: der Mietzins wird entsprechend der Bauabrechnung (=nach

Schlussfolgerung effekiven Erstellungskosten berechnet).

Werterhaltende Investitionen sind tiber den Unterhalt MZ-wirksam, wertvermehrende Investitionen iiber

die Erstellungskosten bzw. den Anlagewert.
Zeigt die Erfolgsrechnung, dass tiefere Kosten anfallen, sinken die Mietzinse im gleichen Umfang (Prinzip
der Kostenmiete).
Wohnung Flache der Verteilschlissel | Pflichtdarlehen
Wohnungen Darlehen je Wohnung

Eine 2 Zimmerwohnung kostet mit Flache 60 180 33'192 | Die Preise sind iiber den Preis je 1'200
Eine 3-Zimmer-Wohnung kostet mit Fldche 75 225 41'490 m2 gewichtet, aber ohne 1'469
Eine 4-Zimmer-Wohnung kostet mit Flache 95 285 52'554 Lageunterschiede berechnet. 1'821
Eine 5-Zimmer-Wohnung kostet mit Fldche 105 315 58'086 2'013
Pflicht-Anteilscheine fiir alle wohnenden Mitglieder 1'005 555'962





[image: image51.png]Max. Baukosten Wohnbau-Forderung

Anzahl

Flachen je Objektart

TOTAL Flache

Fordergrenzen in CHF
DORFZENTRUM 5408

mit Land
ohne Land

Punktewert nach WBF fur 1,5-Zimmer-Wohnung (Flachen >= 45 m2) - 5.50 -
Punktewert nach WBF fur 2,5-Zimmer-Wohnung (Flachen >= 60 m2) 3.00 6.50 19.50
Punktewert nach WBF fur 3,5-Zimmer-Wohnung (Flachen >= 70 bis 80 m2) 3.00 8.00 24.00
Punktewert nach WBF fur 4,5-Zimmer-Wohnung (Flachen >= 90 bis 95 m2) 3.00 9.50 28.50
Punktewert nach WBF fur 5,5-Zimmer-Wohnung (Flachen >= 100 bis 110 m2) 3.00 11.50 3450
Punktewert nach WBF fur Gemeinschaftsraum 1.00 -
TOTAL Punkte 106.50
Kostenstand Teuerung Stand Juni 2005, 730.4 |  Stand Oktober 2011, Wert in CHF
Punkte 761.9 Punkte

Pauschalierte Investitionskosten pro Punkt, maximal 24000 45898 1888093
Erstellungskosten pro Punkt, maximal 35000 36509 3888°256

Landanteil maximal

Effektive & kalkulatorische Investitions.- oder Anlagekosten (= Erstellung & Land)

ifferenz Investitions- = Land- + Erstellungskosten in CHF (-=Uberschreitung)

Landanteil effektiv
[Kontrolle Landdifferenz maximal/effektiv

4888093
999'837
4906412|

-18'319

129'004
129004|

3888'256

4035579

-147'323
870'833



[image: image52.png]«Filr richtiges Wohnen im Alter», sagt Jann, «gibt es nicht die
eine perfekte Losung, man muss veretzte Angebote schaffen.»
Wie gross das offentiiche Interesse ist, zeigt, dass neben
Privaten auch Firmen und Pensionskassen

Know-how einholen.

Mit dem Rollstuhl vom Bahnhof
bequem zur Dusche.

«Mit der Idee von Alterswohngemeinschaften ist ein
Experimentierfeld entstandens, schreibt denn auch Frangois
Hopflinger. Die Aktualitat des Themas wird dadurch unterstrichen,
dass sich ein Forschungsteam vom ETH Wohnforum, einer
Forschungsabteilung des Studienfachs Architektur, damit
auseinandersetzt. Die vom Wohnforum konzipierte Ausstellung
«lch wohne, bis ich 100 werde. Neues Wohnen 50+
demonstriert eindriicklich, wie zentral Wohnformen im Alter fiir
kiinfiige Architekten, Stadtplaner und fir die Immobilienwirischaft
sind (siehe «Die 68er haben Erfahrung mit Wohngemeinschaften
» auf Seite 15). Eigens fir die Ausstellung wurde eine Show-
Wohnung konzipiert, anhand deren sich zeigen lasst, welche
Bedirinisse altere Menschen im Vergleich zu jiingeren haben.

Alleine und doch gemeinsam: Die Siedlung «Solinsieme» in einer
ehemaligen Stickereifabrik in St. Gallen wurde mehrfach pramiert.
20 Prozent der Wohnfliche sind fir die gemeinsame Nutzung
bestimmt — zur Forderung der Kommunikation.

Eine weitere Idee, um das Leben im Alter zu erlsichter, ist das
Bonacasa-System der Firma Bracher und Partner in Solothur,




[image: image53.png]Der Ausgangspunki dieses Wohnkonzeptes basiert auf
persdnlichen Erfahrungen von Inhaber ivo Bracher. «Ich habe
immer meine Grossmutter vor Augen», sagt der Anwalt und
Notar, der auch den Vorstand einer Altersresidenz ehrenamtiich
laitet. Er war 20 Jahre alt, als seine Grossmutter wegen einer
Gehbehinderung ins dorfiiche Altersheim einziehen musste. Sie
landete kurz darauf im Rollstuhl. Weder das Heim noch das Haus
der Familie Bracher waren bauiich auf die Behinderung der alten
Frau vorbereitet, was das Zusammenleben fir alle schwierig
machte. «lch frage mich seither», so Bracher, «warum nicht
anders gebaut wird.»

Er begann in Uberbauungen zu investieren, die nicht nur
bestimmte bauliche Massstabe zu erfillen haben, sondern auch
iber ein ausgefeiltes Service- und Sicherheitssystem — das
Bonacasa-System — verfigen. Dieser von Bracher selbst
entwickelte und markenrechtiich geschiitzte Service umfasst
unter anderem einen 24-Stunden-Notruf und Concierge-Dienste,
Gber die alles geregelt wird: Putzen, Kochen, Blumengiessen
oder erste Hilfe auf Knopfdruck. Die bendtigten Dienstleistungen
werden von lokalen Anbietern erbracht.

Neues Service- und Sicherheitssystem: Der Solothurner Ivo
Bracher hat das Bonacasa-System fur altersgerechtes Bauen und
Wohnen entwickelt. Es kam in der Siedlung «Schasspark» in Biel
‘sowie in weiteren 30 Uberbauungen der Schweiz zur
Anwendung.

Altersgerecht gebaut und mit Bonacasa-System ausgestattet ist
der «Schiisspark» in Biel. Diese Grossiberbauung mit 53
Eigentumswohnungen und 7 Ateliers aus einer fraheren ersten
sowie 108 Wohnungen aus einer zweiten Bauetappe, die zurzeit
bezogen werden, liegt auf dem ehemaligen Industrieareal der
Bieler Drahtwerke. Alle Wohnungen sind per Lift erreichbar,
schwellenfrei und rolistuhigerecht ausgestattet.

Zuerst kommt die Architektur,
dann der soziale Aspekt.

Im «Schizsspark» leben die Generationen miteinander, der
Altersdurchschnitt liegt bei 55 Jahren. Fir zusatzliche soziale
Durchmischung sorgen Biiros, Praxen, Kioske und Geschafte.
Der Mix von Eigentums- und genossenschattichen
Mietwohnungen ist bewusst gewahlt, weil das.
genossenschaftiche Mietmodell besonders interessant fiir
hochbetagte Senioren ist, die nicht mehr ihr gesamtes Kapital in
eine Eigentumswohnung investieren méchten. Bonacasa-
Uberbauungen werden derzeit an 30 Orten in der Schweiz fiir
Gemeinden und Investoren realisiert, oft iiber Genossenschaften.
Bereits sind iiber 400 Wohnungen nach dem Modell gebaut
worden.

Wer sein Wohnen im Alter vorausschauend planen machte, sei
s nun baulicher oder rechtlicher Natur, dem stehen eine Reihe
von kantonalen Behdrden und Fachstellen zur Seite, zum
Beispiel Sektionen des Schweizerischen Invaliden-Verbands
(Procap) oder die Beratungsstelle fir hindemisfreies Bauen.
Diese bemiihen sich, Aufklarung in der Offentiichkeit zu
betreiben, und verfiigen iber wichtige Checkiisten. «Ziel muss es
sein», sagt Felix Bohn von der Fachstelle Wohnen im Alter,
«dass die alteren Leute bewusst wahlen konnen, wie sie wohnen
wollen.» Dem Fachmann ist kiar, dass ein Umdenken in Fragen
des altersgerechten Bauens nur langsam Einzug hal. Trotzdem
ist e fest davon uberzeugt, «dass zuallererst die Architektur
stimmen muss und erst in einem zweiten Schritt der soziale

Aspekts.

Soziale Konstel

ion.

Die in diesem vorgestellten drei Alterswohnmodelle sind erst
Aufbruch hin zu etwas Neuem, das sich in der Schweiz zu
etablieren beginnt. Aber sie zeigen eindricklich, dass etwas in
Bewegung geraten ist. Auch wenn jetzt schon Kiar ist, dass auch
bei ihnen im Laufe der kommenden Jahre Mangel zutage treten
werden. «Diese Hausgemeinschaften gehdren zur ersten
Generation sagt denn auch Antonio Jann von der Age-Stiftung,
«sie sind jung und haben sich in der Praxis noch nicht aber
langere Zeit bewahrt»

Falistricke gibt es nicht nur baulicher Art. Funktionieren kannen
die Wohniiberbauungen namlich nur, wenn die altersméssige und
soziale Konstellation stimmt. Denn erstwenn sich die
Ursprungszusammensetzung durch Abgange neu formiert, wird
sich herausstellen, ob der kontinuierliche Wechsel gelingt. Nur
eine altersmassige Staffelung verhindert, dass Bewohner mehr
oder weniger gleichzeitig gebrechlich werden und das Prinzip der
Nachbarschafishilfe so zusammenbricht.

Im Stafner «Schdnfels» war man sich dessen bewusst. Architekt
Hens Bonomo kennt keine Sentimentalitaten, wenn es um die
realistische Einschétzung der Situation im Alter geht. Alle
Eventualitaten hat er im Voraus prazise recherchiert. Das in
Blickweite gelegene Altersheim kann notigenfalls Essen und
Pliege liefern, die Wohnungen kdnnen so umgebaut werden,
dass auch Pflegepersonal dort wohnen kann, und die dort
Iebenden Parteien kommen aus verschiedenen Generationen.
Sogar Eltern und ifre Tochter mit Ehemann leben unter
demselben Dach. Bonomo nimmt eine Bocciakugel in die Hand,
wirft, platziert sie unmittelbar neben der Ziekugel und meint dann
lapidar: «Man muss sich frihzeitig damit auseinandersetzen,
dass man zum Gruftie wird.»
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«Die 68er haben Erfahrung mit Wohngemeinschaften»

Andreas Huber iber neue Wohnformen und die Anspriiche der heutigen Sechzigjahrigen.

BILANZ Homes: Herr Huber, Sie forschten unter anderem auf
‘dem Gebiet neuer Wohnmodelle fiir die zweite Lebenshiilfte.
‘Weshalb?

Andreas Huber: Das Thema ist aktuell, noch gibt es allerdings
erst wenige wissenschaftiche Untersuchungen dartiber, wie sich
neue Wohnmodelle in der Praxis bewahren. Da gibt es in der
Architekturlehre noch viel zu tun.

Wie sind Sie in Ihrer Studie vorgegangen?

_ Wir untersuchten 13 neuere Wohnprojekte in der Schweiz und
in Deutschland auf rein Bauliches, aber auch auf die
Einschétzung der Bewohner hin.

Im Frithjahr entstand auf Basis der Studienergebnisse die
Ausstellung «Ich wohne, bis ich 100 werde. Neues Wohnen
504 in Ziirich. Was bringen die Erkenntnisse der
Offentlichkeit?

_ Unsere Gesellschaft wird immer alter. Eine Umirage in
Deutschland hat ergeben, dass das Interesse fir neue
Wohnformen auch im Alter sehr gross ist. Das liegt daran, dass
mit den 68ern jetzt eine Generation alt wird, die
Wohngemeinschaftseriahrung hat. Wir wollen die Offentiichkeit
fiir dieses wichtige Thema sensibilisieren und aufzeigen, dass
man nicht nur zu Hause alt werden kann, sondern dass es neue,
spannende Ansatze gibt.

Gerade alte Menschen haben oft Angst vor Veranderungen.
Wie kann man dem Rechnung tragen?

__ Nicht jede neue Wohnform eignet sich fiir alle gleich gut. Fiir
eine Haus- oder Wohngemeinschaft braucht es bestimmte
Voraussetzungen, etwa eine erhdhte Konflikibereitschaft der
beteiligten Personen. Da es unmbglich ist, unter lteren
Menschen einheitiiche Bedarfnisse auszumachen, braucht es
generell ein moglichst breites Angebot von Wohnmaglichkeiten
im Alter.

Immobilienkauf im Alter
Auf solide Werte setzen
Das Eigenkapital sollte bei der Finanzierung maglichst hoch sein.

Am sichersten ist das Geld in Liegenschaften mit hohem
Wiederverkaufswert angelegt. Anlagen in Wohneigentum bieten
eine solide Wertentwicklung und einen Inflationsschutz auf dem
Eigenkapital.

Finanziert wird der Immobilienkau aus gestaffelt ausbezahitem
Kapital von Anlagen, der Saule 3a und der Pensionskasse.

Der Wohnraum solte mit so viel Eigenkapital wie mdglich gekauft
werden, der Anteil der Hypothek o tief wie moglich sein. Damit
sichert man sich Unabhangigkeit und Flexibiltat. Auf keinen Fall
solite die Hypothek 60 Prozent des Kaufpreises ibersteigen.

Eine gute Idee ist es, ein Mehrfamilienhaus gemeinsam im
Stockwerkeigentum zu erwerben. Damit wird die Kapitalkraft
gesteigert, und man erhélt eine gewisse Rechissicherheit im
Todesfall.

Weitere Informationen:

www.helvetic-trust.ch
www.comparis.ch
www.pro-senectute.ch
www.hypotheken-boerse.ch
www.lebensperspektiven.ch

Rechtsfragen
Freiwillige Beschrénkung

Die Standardreglemente fiir Stockwerkeigentum reichen bei
Projekten fiir das Alter nicht aus.

Gemeinschaftliche Strukturen

Hier lohnt sich eine sehr detailierte Ausarbeitung des
gemeinschaftiichen Nutzungsrechts (Garten,
Gemeinschaftsraume, Werkstatt

Verkauf

Da die gesetzliche Regelung des Stockwerkeigentus ein
Vorkaufsrecht ausschiiesst, wird ein solches im Reglement und
damit auf vertraglicher Grundlage verankert.

Erbe

Danit beim Verkauf oder in Erbfallen die ideellen Grundlagen
nicht verwassert werden, braucht es ein ausfahriiches
Reglement. Aus diesem Grund ist in der Nutzungsordnung ein
Anforderungsprofil der Bewohner enthalten. Es betont zum
Beispiel den Willen zum gemeinschaftiichen Miteinander, dass
man keine Erziehungspflichten mehr und aktiv mitdenken und
mitgestalten will. Da sich der Erblasser Stockwerkeigentimer
frewillig beschrankt hat, missen sich die als dessen
Rechtsnachfolger ans Reglement halten. Wenn sie einziehen
wollen, miissen sie dem Anforderungsprofil entsprechen. Beim
Verkauf kommt das Vorkaufsrecht zum Zug. Und auch bei einer
Vermietung missen die Mieter dem Anforderungsprofil
entsprechen.

Nach welchen Kriterien haben Sie die Wohnmodelle
beurteilt?

__Zur Erhebung der objektiven baulichen und architektonischen
Werkmale inner- und ausserhalb der Gebaude haben wir eine
Checkiiste entwickelt, die 285 Prifiriterien enthalt. Zudem haben
wir die Bewohner nach irer Zufriedenheit mit der raumlichen und
der sozialen Qualitat der Wohnprojekte befragt.

Fliessen Ihre Erkenntnisse bereits in die Architekturlehre
ein?

__ Unsere Ergebnisse fliessen im Idealfall einerseits direkt in die
Ausbildung junger Architekien an der ETH ein. Andererseits sind

sie die Basis fiir die Entwicklung eines neuen Qualitatssiegels fiir
«hindemisfreie Wohnungen fiir alle Generationen».
Ist das durchsetzbar?

__ Ichwiirde es mir wiinschen. Noch immer wird beim Bauen
Vieles versprochen, was am Ende schwer einzuldsen ist. Dabei
ist behinderten- beziehungsweise altersgerechtes Bauen nur
unwesentlich teurer als normales Bauen. Deshalb solite man von
vornherein altersgerecht bauen, denn spétere Anpassungen
kbnnen schnell sehr teuer werden.

Andreas Huber

Andreas Huber ist Sozialgeograf und
Forschungsleiter Qualitatsentwicklung beim ETH
Wohnforum.

Hindernisfreies Bauen
Sicherheit gross geschrieben
Wer hindernisfrei baut, kann spéter viel Geld fiir einen Umbau
sparen.
Wohnungsgrundriss
+ keine Barrieren, damit Menschen mit Gehbehinderung
oder im Rollstuhl zurechtkommen
+ keine Stufen

« sine ausreichende Durchgangsbreite bei Taren (80
Zentimeter) und Gangen (120 Zentimeter)

« geniigend grosse Bewegungs- und Wendeflachen

« zweistdckige und hahere Hauser miissen mit Lift
ausgestattet sein

+ Gelander sollten rechts und links der Treppe angebracht
sein

« guter Grundriss, rutschfester Boden
+ Waschtisch sollte ohne Unterbau gefertigt sein

« geniigend grosse Dusche mit Haltegriffen, ohne Schwelle
und mit rutschfesten Materialien ausgelegt

« niedrigeres WG mit Haltestange
Kiiche

+ Sollte iiber geniigend Bewegungs- und Wendeflache
verfiigen
« Auszugtische installieren, an denen man auch im
Rollstuhl sitzen kann
Garage

« Das Autoinnere muss bequem zu erreichen sein, auch
vom Rollstuhl aus

Elektrizitat

« Elektronische Steuerungen: Lamellenstoren, Tiirsfinung
und allenalls Licht, TV usw. sollten elekironisch
steuerbar sein

Sicherheit
« Sicherheitstiren, Gegensprechanlagen mit

Videoiiberwachung, Alarmanlage und Fenster mit
Sicherheitsglas empfehlenswert




5.8 Anhang 8_Gebäudehülle, Lüftung, Kälte , Lehmputz
Waldhauser Energietechnik
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ENTSCHEID BAUKREDIT durch GV / Vorstand







ARCHITEKTUR-AUFTRAG SIA



PHASE I XXX



34-40% je nach Detaillierung







Auslösung bis und mit Kosten-Voranschlag







Über die Vergabe der Ausführung wird nach Erteilung Baukredit entschieden







AUSFÜHRUNGS-PHASE NACH SIA



PHASE II XXX



66-60% je nach Phase I







Miteinbezug beauf-tragte BL/GU/Archi für Ausführung in Detailplanung + Ausschreibung
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Massnahmen



Handlungen, die die Strategie im Alltag umsetzen







Engagement – Flexibilität – Überzeugung - Konsequenz







ERFOLG















Strategie



angepasst an Massnahmen, Werkzeuge + Glaubenssätze sind







Glaubenssätze�richtige Spiegelung der heutigen und künftigen Welt
















